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Expedition: Herreuſtraße Mr. 
Anſtalten Veſtellungen auf 
einmal, an den, 


0. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Zeitung, welche Sonntag und Montag ee 
en Tagen ziwainsal erſcheint. N = 


Mittwoch, den 21. Jannar 1874. 4 
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Sl: nee Abgeordnetenhauſes (oom 20. Januar). 
l Uhr. Am Miniſtertiſch Graf Eulenburg, Leonhardt und Falk mit 


zahlreichen, Commiſſarien. 
Die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend bie Beurkundung 
des Pesſonenſtandes und die Form der Cheſchließung iſt vor 
hen geblieben, welcher in der Regierungsvorlage und übereinſtimmend 
0 nach den Beſchlüſſen der zweiten Berathung lautet: 
„Alle vdieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften treten außer Kraft. 
Gleick die Schließung einer Ehe 


U 5 7 
Ein hes gilt von den Beſtimmungen, welche 


wegen Verſchiedenheit des Religionsbekenntniſſes verbieten, und welche eine 


ſtaatſiche Einwirkung auf die Vollziehung drr Taufe anordnen.“ 

Petri beantragt den zweiten Satz dieſes Paragraphen ſo zu faſſen: 
„Ein Gleiches gilt von den Beſtimmungen, welche die Schließung einer Che 
wegen Berſchiedenheit des Religionsbekenntniſſes oder die Trennung 
1 Ehe 1 0 nach wegen des Religionsbekenntniſſes 

erbieten u. 1. w. 

Gerlach dagegen beantragt den zweiten Satz des § 52 ganz 
\ - 7 


56. Petri: Der Antrag hat lediglich die Eheſchließung als bürgerlichen 
im Auge und berührt den ſacramentalen 1 8 15 nicht; Te 5 
l nichts Neues ſchaffen, ſondern nur geſetzliche Beſtimmungen, welche 
nem großen Theile des Landes gelten, auf alle Landestheile austheilen. 
utraäg iſt eine Conſequenz des Grundgedankens des vorliegenden Ge⸗ 
Wenn auch dieſer Antrag nicht ſtreng in das Geſetz paßt, ſondern 
teriellen Ehegeſetze gehört, fo iſt doch ſchon eine ähnliche Beſtimmung 
ingefommen, nämlich die Aufhebung des Ehehinderniſſes wegen Verſchie⸗ 
des Religionsbekenntniſſes. 
v. Bismarck⸗ Flatow ſpricht für s Amendement, weil es fei- 
ſicht nach eine Folge des Princips it, daß der Staat allein über die 
der Eheſchließung, alſo auch der Cheſcheidung beſtimmen ſolle. 
Juſtizminiſter: Der Antrag iſt für dieſes Geſetz nicht nothwendig 


und lt nur eine äußere Zuthat. Man kann nicht jo en passant einen 
der wichtigſten Grundſätze des kanoniſchen Eherechts aufheben, das erfordert 
Gründe zwingender Natur. Wenn man den Grundſatz beſeitigen wollte, ſo 


würde man nicht nur negativ etwas ausſyrechen, ſondern etwas Poſitives 
eben müſſen, wonach ſich die Richter bei ihren Erkenntniſſen zu richten 
heiten. Es ſcheint mir erforderlich zu werden, über das Eheſchließungsrecht 
beſonbere Vorſchriften zu erlaſſen, und ich habe bereits die weiteren Vor⸗ 
arbeiten eintreten laſſen. Dabei wird man auch dieſen Punkt in Betracht 
ziehen können; aber in der Form, wie jetzt der Antrag geſtellt wird, kann ich 
ihn nicht zur Annahme empfehlen. 

Abg. d. Gerlach: Es iſt ein 


Uebelſtand, daß ganz fremdartige Gegen⸗ 
ſtände 


in dies Geſetz hineingebracht werden; jo it z. B. der letzte Satz des 
enden Paragraphen ein Zeichen, daß dies Geſetz die Tendenz hat, 


Sieigionbefenntnifies iſt eine uralte Einrichtung, deren Aufhebung mir ber: 


derblich und na auſtößig erſcheint; jedenfalls ſollten Aenderungen nur bei 
den ſtäbelſten Motiven getroffen, die Motive ſelbſt einer genauen und gründ⸗ 
lichen Erörterung unterzogen werden. Ebenſo ſoll beiläuſig ohne alle Motive 


der Tauſzwang aufgehoben und damit eine Vormundſchaft für. liederliche 
Väter, die die Bedeutung des Sacramentes der Taufe kennen und doch das⸗ 
ſelbe ihren Kindern vorenthalten, eingeleitet werden; den Fchunwengfee 
fiihren, trägt man kein Bedenken; da doch gerade die Erziehung weſen 
Sache der Eltern iſt. Und doch ſteigern ſich dieſe Bedenken noch, wenn die 
Schule, die ja bloße Staatsanſtalt ſein ſoll, keine Garantie für den Religion: 
unterricht ge Und das wollen ja die Herren der Linken, die jetzt die 
ilden. 5 

Sie wollen, daß confeſſtonsloſe Schulen gebildet werden, mithin keine 
Garantie dafür ſei, ob und in welcher Religion die Kinder unterrichtet wer⸗ 
den. Was folgt aus dieſem Zwange Alles? Es würde alſo auch der Reli⸗ 
gionsunlexricht, da bis jetzt noch ein ſolcher ertheilt wird, nach den wechſeln⸗ 
den Mehrheiten dieſes Hauſes ſich richten. Die Miniſterien ſollen ja aus 
den Mehrheiten hervorgehen und der Religionsunterricht muß ihnen folgen. 
Jetzt erfreuen wir uns der Amtsführung des Herrn Dr. Falk. Wenn nun 
aber etwa Herr Virchow Cultusminiſter würde, oder Herr Lasker, eines der 
angeſehenſten Mitglieder dieſes Hauſes, oder Herr Dr. Brüel oder gar Herr 
v. Mallinckrodt? Die Mehrheit dieſes Hauſes wechſelt doch wohl bon 3 zu 
3 Jahren: was wird da aus den in die Schule hineingezwungenen Kindern 
werden und ihren Vätern, die das Gezwungene mit anſehen müſſen? Etwas 
ganz Anderes iſt es dagegen, einem neugeborenen Kinde das Sacrament der 
heiligen Taufe zu ſichern. Davon allein iſt die Rede und es iſt nicht der 
geringſte Grund vorhanden, darin etwas zu ändern und, wie es durch dieſes 
Geſetz geſchehen würde, zu prollamiren, daß es künftig allen Vätern freiſtehen 
foll, ihre Kinder als Heiden erziehen zu laſſen. i 

Um dem Einſpruch des Juſtizminiſters zu genügen, beantragt Abg. Petri 
außer der obigen Einſchaltung dem S 52 noch folgenden poſitiven Satz hinzu⸗ 
zufügen: „Wo bisher wegen des Religionsbekenntniſſes eines oder beider 
Ehegatlen nur auf beſtändige Trennung von Tiſch und Bett zu erkennen 
war, tritt die gänzliche Eheſcheidung an die Stelle.“ 5 
Cultusminiſter Dr. Falk: Der Abg. v. Gerlach hat eine N 
Darin gefunden, daß der Juſtizminiſter ſich gegen den Antrag Petri deshal 
erklärt, weil er eine Materie berührt, die nicht nothwendig in dieſes Geſetz 
gehört. Dieſe letzte Eigenſchaft hat er auch dem Satze des § 52 pindicirt, 
der das Ehehinderniß der Religionsverſchiedenheit beſeitigen joll. Eine der⸗ 
arlige Beſtimmung iſt aber eine nothwendige und praktiſche Conſequenz des 
Geſetzes, um Verwirrung zu verhüten. In Altpreußen beſteht für die Juden 
die Vorſchrift, daß ihre Ehen vor dem Richter geſchloſſen werden; ebenſo für 
diejenigen Eriſten, welche aus der Landeskirche ausgeſchieden find und es 
iſt ſeit 1847 wenigſtens Praxis des großen Stadtgerichts in Berlin geweſen, 
daß durch dieſe Beſtimmung die Ehe zwiſchen Juden und der Landeskirche 
nicht angehörenden Chriſten eine vollkommen zuläſſige ſei. Auf Grund dieſer 
Auffaſſung find Hunderte von Chen geſchloſſen worden, und ſie hat in den 
letzten Jahren auch bei anderen Gerichten eine weitgehende Anerkennung ge⸗ 
funden, ſeitdem vom Herrn Juſtizminiſter vorgeſchriehen it, daß es möglich 
ſein ſoll, durch Herſtellung gemeinſamer oder gleichlautender Regiſter auch 
einen formalen Einwand zu beſeitigen, der gegen die Zuläſſigkeit ſolcher Ehen 
aufgeſtellt worden iſt. Wir haben alſo bereits den Zuſtand, daß auf Grund 
der Eipilehe die Ehe zwiſchen Chriſten und Juden zuläſſig iſt, und wenn 
nun die Cipilehe im Ganzen für alle Fälle eingeführt wird, ſo iſt die Con⸗ 
ſequenz, daſſelbe für alle dee auszusprechen, eine abſolut gebotene. Wir 
würden ſonſt das größte edenken gegen die Richtigkeit des Satzes erregen, 
daß jene ſeit 20 Jahren geſchloſſene Chen gültige ſeien. Was nun die Frage 
des Taufzwanges betrifft, ſo hat dieſe Beſtimmung einmal den Grund, 
das Intereſſe des Staates zu wahren, welches verbunden iſt mit einer regel⸗ 
mäßigen und ſichern Conſtatirung der Geburten; dann aber will ich auch 
nicht läugnen, daß das Reſkript von 1802, woraus die Beſtimmung des An⸗ 
bauges zum A. L.⸗R., um die es ſich hier handelt, hervorgegangen iſt, auch 
davon ausgeht, daß es ein Segen ſei, die chriſtliche Taufe zu empfangen, 
und deshalb ſich gleichfalls ein ſtaatlicher Zwang zur Erzielung Nasen 


Lxechtfertige. 


Der erſte Grund wird vollſommen hinfällig durch die Annahme dieſes 
Geſetzes; was aber den kirchlichen Standpunkt betrifft, fo muß ich zunächſt 
conftativen, daß es vom Erſcheinen der Verfaſſungs⸗Urkunde, — wie es auch 
bald nach demſelben zum Ausdruck gebracht worden iſt, — die Auffaſſung 
der Staatsregierung war, daß eigentlich dieſe Rückſicht bereits durch die Ber: 
faſſungs⸗Urkunde beſeitigt ſei, und daß ein 11 1 ein polizeilicher Zwang 
in der That iſt es nichts Anderes — nicht mehr vereinbar ſei mit den 


Gedanken der Verfaſſungs⸗Urkunde, namentlich mit dem Artitel 12. 


Es liegt nun doch ſehr nahe, daß, wenn dies Capitel vom ſtaatlichen 
Standpunkt aus dergeſtalt anderweitig geregelt wird, daß der Staat kein 
Intereſſe mehr haben kann an der Aufrechterhaltung des Taufzwanges, noch 


die Frage aufgeworfen wird, iſt denn überhaupt ein folder Zwang mit der 


Verfaſſungs⸗Urkunde vereinbar? daß dieſe Angelegenheit ganz und klar in] Zuſammenſtellung der Beſchlüßßſe der dritten Berathung im Druck ae 


dieſem Geſetze geregelt wird. Darum ſcheint mir dies doch auch nicht etwas 
rein Aeußerliches zu ſein, ſondern etwas, was innern Zuſammenhang mit 
der Vorlage hat. N 
Ich muß noch einen andern Geſichtspunkt geltend machen, der vielleicht 
die Bedenken des Herrn Abg. von Wedell⸗Vehlingsdorf beſeitigt. Ich bin 
vollſtändig durchdrungen, daß es durchaus im Intereſſe der Kirche iſt, den 
Zwang zur Tauſe abzuſchaffen; welche Auffaſſung in recht kirchlichen Kreiſen 
ſeit Langem gehegt wird. enn ich mich dem Herrn Abg. v. Gerlach gegen⸗ 
über auf den evangeliſchen Oberkircheurath in feiner jetzigen Zuſammen⸗ 
ſetzung 135 dann würde das vielleicht für ihn keine Autorität ſein. Aber 
vielleicht ſchenkt er einem Schreiben des Oberkirchenraths an den Miniſter 
v. Raumer vom 17. Februar 1851 ein beſſeres Gehör. Nach einer längeren 
Auseinanderſetzung über die Civilehe heißt es: „Aehnliche Mißſtände, wie 
auf dem Gebiet der Ehe, ergeben ſich in Beziehung auf die Taufe. Die 
Thatſache der Geburt kann nach der heſtehenden Geſetzgebung mit Ausnahme 
der Perſonen, welche ſchon aus der Kirche ausgeſchieden ſind, nur durch den 
Act der Taufe und die Eintragung in das Taufregiſter conſtatirt werden. 
Die Allerhöchſte Ordre vom 23. Februar 1802 ſchreibt daher ein Zwangs⸗ 
verfahren gegen diejenigen vor, welche ihre Kinder nicht innerhalb der 
erſten ſechs Wochen taufen laſſen und dieſes Zwangsverfahren iſt noch neuer⸗ 
dings von dem Herrn Miniſter des Innern als fortdauernd beſtehend erklärt 
worden, da ein directer Austritt aus der Kirche nicht angewendet werden 
kaun, das eivilrechtliche Intereſſe der Beglaubigung der Geburten aber irgend 
eine Form motbivendig macht, durch welche eine beweiskräftige Urkunde 
darüber geſchaffen werde. Auch gegen dieſe Zwangstaufe haben ſich bereits 
gewichtige Stimmen in der Kirche erhoben. Namentlich iſt in einem Bericht 
des hieſigen Conſiſtoriums ausgeführt worden, daß die evangeliſche Kirche 
niemals das Sacrement der Taufe in ein ſogenanntes bloßes opus operatum 
verkehren laſſen dürfe, dergeſtalt, daß ſie auch da taufen müſſe, wo der wi⸗ 
derſtrebende Wille der Eltern keine Bürgſchaft bietet für die Entwickelung 
des noch unbewußten Glaubenslebens des Kindes durch eine chriſtliche Er⸗ 
ziehung. Wir haben überdem in der neueſten Zeit ihnen die 1 
mung zu machen Gelegenheit gehabt, daß dieſe in Gemäßheit der Allerhö 
ſten Ordre vom 23. Februar 1802 angeordnete Zwangstaufe der evangeliſchen 
Kirche in einem Theile ihrer Glieder die Mißdeutung zu ziehen, als ſuche 
ſie, ungetreu ihrem Grundprineipe von der freien e der freien 
Gnade Gottes in Chriſto, ihr Heil nur noch hinter polizeilichen Zwangs⸗ 
maßregeln, und daß daher die epangeliſche Kirche um ihrer ſelbſt und um 
der Wahrung ihres geiſtigen Einfluſſes auf die Genoſſen ihres Glaubens 
willen, mit Noth wendigkeit darauf dringen muß, von dieſer Art ſtaatlicher 
Beihülfe befreit zu werden. Dies kann aber nur dadurch geſchehen, daß das 
Zwangsvperfahren der genannten Allerhöchſten Ordre abgeſtellt und für die⸗ 
jenigen, welche ihre Kinder innerhalb einer gewiſſen Frist nicht taufen laſſen, 
nicht ferner die Zwangstaufe, ſondern eine bürgerliche Einzeichnung der Ge⸗ 
burt vorgeſchrieben und nöthigen Falles erzwungen werde.“ 

Und ich weiß, daß der evangeliſche Oberkirchenrath in der Wandlung der 
Zeit dieſen Geſichtspunkt ſtets feſtgehalten hat, daß er ſogar den ihm unter⸗ 
geordneten Behörden gegenüber dahin wirkſam geweſen iſt, daß von dieſen 
wenigſtens formelle Anträge auf Vollziehung der e möglichſt nicht 
eingingen. Ich möchte mich noch auf ein anderes Zeugniß berufen, welches 
vielleicht einiges Gewicht hat. Ich war der Meinung, daß der Herr Ab⸗ 
geordnete v. Gerlach vielleicht eine von ſeinem Standpunkt aus oder eine 
von den Anhängern ſeines Standpunktes gern in Vezug genommene That⸗ 
ſache auch hier vortragen würde. Das ſind nämlich die Verhältniſſe, die ſich 

in dieſer Hinſicht in Hamburg entwickelt haben. Ich könnte dann den 


ich nackten ſtatiſtiſchen Ziffern eine Beleuchtung hinzufügen, welche doch die dar⸗ 


aus entnommenen e ſchlüge. Ich unterlaſſe es, weil kein Bezug 
darauf genommen. och iſt es intereſſant, daß derjenige Gon auf 
deſſen kirchlich⸗ſtatiſtiſche Mittheilungen hin dieſe Vorwürfe gewöhnlich erhoben 
werden, in einer an das ſtatiſtiſche Bürean des Hamburger Senats — ich 
habe eine amtliche Mittheilung vor mir — gerichteten Erllärung nach einer 
Ausführung über dieſen Punkt folgendermaßen ſchließt: „Mein Endurtheil iſt 
alſo; Die ſeit Aufhebung des Taufzwanges bemerkte Abnahme der Tauſen 
iſt nicht in Folge einer durch die Civilſtandsgeſetzgebung bewirkten Abnahme 
kirchlichen Sinnes — und darauf allein kann es doch aukommen — ſondern 
eine Folge des Aufhörens nicht religiöſer Antriebe zur Taufe.“ Demnach 
halte ich die Aufhebung des Taufzwanges, wie ſie die ſelbſtverſtändliche Folge 
der Civilſtandsgeſetzgebung iſt, auch kirchlich für unbedenklich und heilſam. 

Abg. Bähr (faſſel): Ich bin vollkommen mit dem Herrn Cultusminiſter 
einverſtanden, daß die beiden Gedanken, welche zum Schluß des § 52 ihren 
Ausdruck gefunden haben, eine nothwendige Conſequenz dieſes Geſetzes ſind, 
aber freilich keine, die ſich ganz von ſelbſt verſteht, ſondern eines poſitiven 
Ausdrucks bedarf, um geſeßzliche Geltung zu erlangen; aber ebenſo verhält 
es ſich mit dem Antrage des Abgeordneten Petri, der eine Conſequenz des 
Geſetzes enthält, die zur Erlangung einer allgemeinen Geltung ebenfalls 
eines beſonderen Ausdrucks bedarf. 

Juſtizminiſter Leonhardt: Ich bin immer beſtrebt geweſen, auf eine 
Rechtseinheit in der Monarchie hinzuwirken; auch auf dem Gebiete des Ehe⸗ 
rechtes wäre ich dazu geneigt. Ich habe auch ſchon hemerkt, daß ich eine 
en. dazu bald geben werde. Es widerſteht mir aber, hier jo ge: 
legentlich einen beſtimmten Punkt außerhalb des Zuſammenhanges zu andern, 
Ben ber den der Abgeordnete Petri ſeinem Antrage einen poſitiven Inhalt 
gegeben hat. 

Abg. Klöppel empfiehlt den Antrag des Abg. Petri, weil er eine Con⸗ 
fequen) des Princips des Geſetzes ſei, welche im allgemeinen Landrecht ſchon 
10 55 Kennt gekommen und im rbeiniſchen Recht nur noch zweifelhaft ge 

ieben ſei. 5 

Die beiden Anträge des Abg. Petri werden hierauf angenommen. 

9 53 (Die Miniſter des Innern und der Juſtiz haben die zum Vollzuge 
dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen zu treffen.) wird ohne Debatte 
angenommen, desgleichen der Gebührentarif in der Faſſung der zweiten 
Leſung mit einer nur redactionellen nn 

Zur Berathung ſteht nun noch folgende Reſolution des Abgeordneten 
Hammacher: „die Staatsregierung aufzufordern, eine Repiſion der im Be⸗ 
zirke des Appellationsgerichts Köln und im Gebiete der vormaligen freien 
Reichsſtadt Franffurt a. M. geltenden Veltimmungen über die Beurkundung 
des Perſonenſtandes vorzunehmen, und die thunlichſte Gleichförmigkeit der 
desfallſigen Geſetzgebung für die ganze Monarchie herbeizuführen.“ 

Abg. Hammacher: Die Reſolution it hauptſächlich hervorgegangen aus 
mehreren Petitionen aus dem Rheinlande, die die Einführung des vorliegen⸗ 
den Geſetzes auch in der Rheinprovinz fordern, weil es bedeutende Erleich⸗ 
terungen enthält. Da aber eine einfache Uebertragung ohne Modificationen 
nicht möglich ſchien, ſo iſt die Reſolution beantragt, um die Staatsregierung 
aufmerkſam zu machen. 5 8 

Abg. Richter (Sangerhauſen) berichtet über acht Petitionen, die dieſen 
Gegenſtand betreffen. 5 SE ; : 5 

Abg. Philip pi bekämpft die Reſolution, weil es nicht opportun erſcheint, 
das Geſetz in die Rheinprovinz zu übertragen. 5 

Juſtizminiſter Leonhardt: Die königliche Regierung erklärt ſich einver⸗ 
ſtanden mit der Reſolution und hat bereits Schritte gethan, die etwa noth⸗ 
wendigen Modificationen in Erwägung zu ziehen. 3 

Nachdem noch der Abg. Hollenberg ſtatiſtiſche Angaben zu Gunſten 
der Reſolution gemacht und dieſelbe zur Annahme empfohlen hat, ſpricht der 
Abg. Windthorſt (Meppen) gegen dieſelbe, weil er die Rheiniſche Geſetz⸗ 
gebung für beſſer hält und gewünſcht hätte, daß man ſie zur Baſis auch 
des vorliegenden Geſezes gemacht hätte. Das Geſetz it nicht gerathen; 
wieder einen Beweis, daß man bei ſo wichtigen Geſetzen nur die ſtrengſten 
Formen der Berathung anwenden ſollte. 

Mit großer Majorität wurde die Reſolution genehmigt und eine große 
Anzahl von Petitionen als durch die Veſchlüſſe des Hauſes erledigt erklärt. 

Damit iſt die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend die Beurkundung des Perſonenſtandes und die For m 
der Eheſchließung endlich beendigt, doch kann die Abſtimmung über das 
Geſetz im Ganzen, die eine namentliche fein wird, erſt ſtattfinden, wenn die 


\ 


macht, wird, fo weit er berechtigt ift, in der Commiſſton unter den 


1 5 ſchnell berbreiteten Thatſachen die größte Beſorgniß verurſacht haben, 


liegen wird. 27 
Das Haus geht nunmehr zur erſten Berathung der Provinzialord⸗ 
nung für Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen über. 
Es melden ſich 9 Redner zum Wort, darunter 2 gegen die Vorlage. 2 
Der Minifter des Innern glaubt die Berathung am beiten einzu⸗ 
leiden durch die Daritellung deſſen, was in dem verfloſſenen Jahre Seitens 
der Regierung zur Einführung der DEN, geihehen iſt. Er zählt die 
Reihe der bezüglichen Verfügungen, Cirenularerlaſſe und Inſtructiosen auf, 
um ein Bild don der enormen Thätigkeit zu geben, welche ſein Reſſort der 
Kreisordnung gewidmet hat; leider mit jo leiſer Stimme, daß es nur theil⸗ 
weiſe verſtanden wird. Das Schwierigſte ſei die Berufung der Amatsvor⸗ 
ſteher geweſen; die Regierung ſei jedoch, nachdem fie ich zunächft mit Ver⸗ 
trauensmännern in Verbindung geſetzt, mit der größten Sorgfalt vorgegangen. 
Was die Feſtſtellung der Amtsbezirke betrifft, fo ſeien die Tableaur dazu 
nach mehrfacher Prüfung dom Miniſter herausgegeben und die Landräthe 
angewieſen worden, ſich darübermit den Betheiligten zu beſprechen. Nachdem 
der Kreista; ſein Gutachten abgegeben, ſeien fie abermals eingereicht, am 
nach Aufnahme der vorgeſchlagenen zweckmüßigen Veränderungen durch den 
Miniſter zur Ausführung gebracht zu werden. Von den 234 Tableaux ſeten 
190 bereiks gcgen die übrigen würden es bis April dieſes Jahres jene . 
In die Kreisvertretung ſeien faſt ausnahmslos nur ſolche Männer gewählt 
worden, welche durch ihre Lebensſtellung, ihre Intelligenz und ihr lebhaftes 
Intereſſe für die Angelegenheiten des Kreiſes als ſeine würdige Repreſentan 
ten anzuſehen ſeien. Ein Gleiches gelte von den Kreisausſchüſſen. ER 
Zur Uebernahme der Amtsvorſteherämter habe ſich zum großen Ihe 
eine erfreuliche Bereitwilligkeit kundgegeben, fo daß das Räderwerk der Kreis⸗ 
ordnung durch die Bemühung der Regierung und durch das Verſtändniß und 
Entgegenkommen der Kreiſe nunmehr in befriedigender Weiſe in Bewegung: 
geſetzt ſei. Was nun die Provinzialordnung beteeffe, jo hege die Regierung 
die Erwartung, daß der Entwurf im Großen und Ganzen vom Haufe ange⸗ 
nommen werden würde. Einzelne Veſtimmungen ließen allerdings eine ge⸗ 
nauere e zu und ſeien ihrer bedürftig. Der Herr Miniſter ehe 70 
daher die Ueberweiſung des Entwurfes an eine Commiſſion mit dem Wunſche, 3 
daß auf demſelben Wege, wie die Kreisordnung, auch die Provinzialordnung 
zur glücklichen Vollendung gebracht werden möge. 5 A \ Eu 
Abg. Frenzel (gegen die Vorlage): Was mich veranlaßt, mich gegen 
das Geſet zu erklären, iſt beſonders ein Cardinalpunkt, nämlich die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Provinzialvertretung. Dieſe iſt dergeſtalt, daß ſie die Forderung 
gleichen Rechls für Alle durchaus verletzt. Es iſt unſere Aufgabe, Zuſtände, 
die noch aus der Zeit der abſoluten Monarchie herſtammen, möglichſt zu 
beſeitigen; gerade das Gegentheil aber würde durch dieſes Geſetz erreicht. 
Die Competenz der Provinziallandtage iſt in den darauf bezüglichen Para ⸗ 
graphen des Geſetzes ſchon ſo mit den weiteſten Grenzen abgemeſſen und 
die Regierung wird nicht umhin konnen, dieſe Competenz noch immer weiter 
auszudehnen. Um fo fühlbarer wird dadurch die Verletzung des Grundſazes: 
„Gleiches Recht für Alle“, von der Sie ſich am leichteſten überzeugen innen, 
wenn Sie einen Blick auf die Zuſammenſetzung der Provinzialpertretung 
meiner Heimathsprovinz Preußen werfen, wo die Zahl der Vertreter den 
Städte verglichen mit der der ländlichen Vertreter auf das Deutlichſte zeigt, 92 
daß dieſer Grundſatz verletzt ſei. 179 
Abg. Lasker: Der Vorwurf, 
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den der Vorredner der Geſetzvorlage 1 
0 Punkten, 
die der Herr Miniſter für verbeſſerungsfähig erklärt hat, in Betracht gezogen 
werden. Mit Recht hat der Herr Miniſter den Bericht über die ſtreisordnung 
ur Grundlage der Berathung über dieſen Geſetzentwurf Gen Ich bitte 
eſonders in Erinnerung zu 1 7 5 was Alles bei der Verathung üger die 
Kreisordnung von der rechten Seite des Hauſes gegen dieſelbe Schlimmes 
prophezeit worden iſt. Und nun, nachdem uns die Erfahrung beſſer belehrt 
und ſich überall ziemlich das Gegentheil von jenen Vorausſagungen im 
Lande verwirklicht hat, (Sebr wahr) bitte ich Sie, etwas mehr Muth zu 
dieſer Reform zu haben. Ich habe in der Ueberzeugung, daß die jetzigen 
Kreistage die weſentliche Grundlage für die ſpäteren Probinzial Landtage 
fein und von den Wahlen zu den erſtern die Wirkſamkeit der letztern ahhinge, 
jelbft Erkundigungen über dieſe Wahlen eingezogen und gefunden, daß dies 
ſelben auf dem Lande nicht nach politiſchen Rückſichten vollzogen worden ſind. 
ſondern nach dem gemeinſamen Streben, dem Gemein ⸗Intereſſe nach Kräften 
zu dienen. Ein Kreis aber befindet ſich darunter, deſſen 1 Mitglied > 
dieſes Hauſes it und den Berathungen uber die Kreisordnung beigewohnt 
hat, eich meine den Abg. Prinz Handjery; von dieſem wird mir mitgetheilt, 
daß er wirklich, ehe es zur Wahl gekommen, ſich die Wahlliſten hahe geben 
laſſen, um den Wählern das 1 N abzunehmen, beſtimmte Pexſonen 
zu wählen, und daß er ſich alle Mühe gegeben habe, den Abg. v. Benda 
be der grade mit den Angelegenheiten des Kreiſes ſich auf das 
Eingehendſte beſchäftigt hatte. (Hört! hört!) Dieſes Verfahren iſt nicht ges 
eignet, eine günſtige Kritik über die, welche zur Arbeit an dem Geſez be⸗ 
rufen ſind, hervorzurufen. Der Kreis liegt 10 nahe an Berlin, daß dieſe 
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is aus der Provinz Nachrichten kamen, daß die dortigen Landräthe ihre 
Aufgabe beſſer verſtanden haben. j N 
Es iſt nun von verſchiedenen Autoritäten die Anſicht geltend gemacht 
worden, daß es rathſamer wäre, ſtatt den Provinziallandtag vom Kreistage 
wählen zu laſſen, auf nochmalige allgemeine Wahlen zurückzugehen. — A 
halte jedoch eine ſolche neue Wahl für eine unnütze Beläſtigung des Landes, 
nachdem man erſt einmal eine Grundlage für den Provinziallandtag glücklich 
efunden hat, mit der alle politiſchen Parteien zufrieden find. Betreffs der 
gaht der Abgeordneten erkenne ich das Princip, von welchem man bei dem 
Entwurf ausgegangen iſt, daß nämlich im Großen und Ganzen in jedem 
Kreiſe zwei Abgeordnete gewählt werden ſollten, an. Es läßt ſich nämlich 5 
nicht leugnen, daß in unſeren Kreiſen noch die Theilung in drei verſchiedene 1 
Berufsſtände ſichtbar iſt, die wir ja auch in unſere Kreisordnung auſzuneh⸗ 2 
men leider genöthigt waren. Iſt dann aber nur ein Abgeordneter zu wäh⸗ 
len, jo iſt gar keine Baſis der Verſtändigung gegeben; es würde dann der 
große Grundbeſitz ſich mit dem kleinen zuſammenſinden und die Städte ziemn⸗ 
lich leer ausgehen. Den Vorſchlag, drei Abgeordnete wählen zu laſſen, Tann 
ich nicht billigen, da erſtens, wo die Einwohnerzahl es erfordert, dies ohne⸗ 
Re geſchehen muß und zweitens ez unangemeſſen wäre, wenn wieder wie 
eim Kreistage, die Dreizahl zum Vorſchein käme. Somit kann ich mich im 
Ganzen dem Entwurf anſchließen, ohne jedoch einige bedenkliche Schatten? 
ſeiten deſſolben zu verkennen. Ich bedaure, daß die Regierung von dem 
vortrefflichen bei der Kreisordnung innegehaltenen Wege wieder abgekommen 
iſt, uns ein inhaltlich völlig ausgeführtes Geſetz zu gehen und ſtatt deſſen 
zurückkehrt zur bloßen Schablone der Organiſation. Es ſieht dies der frühe⸗ 
ren Art der Geſetze, beſonders den Gemeindegeſetzen aus den fünfziger i 
Jahren, leider nur zu ähnlich. g 5 ; Ä 2 
Auf dieſe Weiſe wird es uns nicht gelingen, eine wirkſame Reform zn 

ſchaffen; Leben kann dieſelbe erſt daun gewinnen, wenn wir giltig darüber “ 
zu beſtimmen haben, was an Wirkſamkeit und Theilnahme an der Lande⸗ 
verwaltung den Propinzial⸗Landtagen dag ein werden fol. Bis dahin 
betrachte ich die Vorlage nur als Abſchluß einer gewiſſen Verſtöndigung, 
aber eine materielle, inhaltliche Reform ift damit noch nicht einmal klar an⸗ 
gedeutet. — So ſchweigt das Geſetz darüber völlig, was der Propinzialaus⸗ 
ſchus mehr zu thun habe, als ihm der Kreistag zu thun giebt. Die Beſei⸗ 
tigung dieſes Mangels alſo wird die weſentliche Aufgabe der Commiſſton 
ſein. Noch bedenklicher iſt mir die Frage: Wie denkt ſich die Regierung eine 
Form der Landesverwaltung im Verhältniß zur Probinzialvertretung und 
dem Provinzialausſchuß? Während eine Erklärung hierüber in der Vorlage 
fehlt, macht mich eine Beſtimmung, die fie enthält, mißtrauiſch, nämlich die, 
einen reinen Communalbeamten an die Spitze des Provinzialausſchuſſes zu 
ſtellen, eine Einrichtung, die ſogar mit den bei Gelegenheit der Berathung 
über den Kreisausſchuß von der linken Seite des Hauſes geltend gemachten 
Auſchauungen in Widerſpruch ſteht. Ob nun ſpäter ein Präſident aus , 
Staatsbeamtenſchaft neben dieſem Präſidenten erſcheinen, oder was mis SE 
ſchehen ſoll, darüber wird nichts gejagt. Aber abgeſehen davon, daß i 
einen Vorſchlag der Regierung vermiſſe, mit welchen Dingen denn die Pro: 
vinzen jetzt mehr beſchäftigt werden ſollen, als früher, kann ich mir auch. 
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nicht erklären, warum 


hof vorgelegt wird. Endlich ſehe ich durch die Propinzialordnung die Gefahr 
105 in hohem Grade vermehrt, daß man uns einen Weg führen will, der zur 
Beibehaltung der jetzigen Regierungscollegien führt. (Sehr wahr.) Wir 
Bi wollen die Auflöfung derſelben und die Aufhebung der Theilung von Prä⸗ 
ſident und Oberpräſident, wovon nichts in der Vorlage ſteht. Ich erwarte 
alſo, daß wenigſtens der Commiſſion nächſt einem Geſetz über den Verwal: 
tungsgerichtshof ein vollſtändiger Plan der Landesverwaltung vorgelegt 
werden wird. F ap 
Bis Abg. Rickert: Die Hauptfrage iſt für mich die, ob die Grenzen der Pro⸗ 
pinzialberbände fo bemeſſen find, daß dieſelben auch die ihnen zugewieſenen 
Qaſten ertragen können. Danach ſcheint mir die Abgrenzung der Provinz 


Preußen falſch zu ſein. Es iſt dieſe Provinz beinahe ſo groß wie das König⸗ 
reich Baiern, der größte Verwaltungsbezirk unſerer Monarchie, und eine 
Theilung der Verwaltungsarbeiten hat zwiſchen Oſt⸗ und Weſtpreußen immer 

25 Beh ci Ich will auf die Details nicht eingehen und nur andeuten, 
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dal ich einen auf die Theilung der Provinz bezüglichen Antrag nächſtens 
einbringen werde, den ich Ihrer ſorgfältigen Erwägung empfehle. Jedenfalls 
iſt dieſe Theilung nicht nur von communaler, ſondern auch politiſcher Vedeu⸗ 
tung, inſofern beide Theile vereinigt nicht im Stande ſind, ihre große natio⸗ 
nale Aufgabe zu erfüllen. e 
Abg. De. Friedenth e 
dees fehlt ihr ſo zu jagen Fleiſch und Blut, trozdem hoffe ich, daß ſie nach 
Com miſſariſcher Berathung zum Geſetz wird erhoben werden können. Beſon⸗ 
ders zu erſtreben iſt die völlige Sonderung zwiſchen Staatshaushalt und 
Provinz, inſofern der letzteren gewiſſe Gebiete, wie Eiſenbahnen, Chauſſeen ze. 
ganz zur ſelbſtſtändigen Verwaltung mit bloßer Oberaufſicht des Staats über⸗ 
wiesen werden. Sodaun hängt damit innig zuſammen die Errichtung des 
Verxwaltungsgerichtshofes und die Organiſation der Behörden nach den in 
der Kreisordnung aufgeſtellten Prinzipien. Außerdem ſind noch andere 
Mängel zu verbeſſern. Es ſcheint mir die Vorlage überhaupt nicht von dem 
richtigen Geſichtspunkte auszugehen, wenn fie Gemeinde, Kreis und Propinz 
gewiſſermaßen als verſchiedene Etagen derſelben Sache anſieht, die in ſubſi⸗ 
dDiärer Beziehung zu einander ſtehen. Vielmehr haben beide ganz verſchiedene 
Aufgaben; der Kreis iſt die Haupt⸗Inſtanz für die wirthſchaſtliche Sonder⸗ 
N verwaltung, die Provinz für die wirthſchaftliche Decentraliſation. Ohne 
Grund bat man Prinzipien der Kreisordnung hier an nen beſonders 
aber zu tadeln iſt, daß man den Einzelnen als directen Steuerzahler an die 
ei ns hinſtellt, während die Kreiſe contingentweiſe die Steuern aufbringen 
müßten. s 
Ein weiterer Fehler iſt das Fehlen jeder Vermittelung zwiſchen Kreis⸗ 
und Provinzialbehörden, ſowie das Fortbeſtehen gewiſſer Inſtitute in ihrer 
alten Verfaſſung. Auch muß die oberſte Propinzialbehörde, nach dem Bei: 
ſmpiel von Hannover, an den Provinziallandtagen wenigſtens mit berathender 
Stimme betheiligt fein, und dieſe Landtage ſelbſt müſſen periodiſch zuſammen⸗ 
treten (Sehr wahr!) und öffentlich tagen. Endlich finde ich es für angemeſſen, 
daß der Propinzialausſchuß nicht nur aus Mitgliedern, die aus eigener 
Mitte gewählt find, beſteht. Vielmehr muß man auch hier dem Princip der 
Kreisordnung folgen. Im Uebrigen ſehe ich die Vorlage als großen Fort⸗ 
Schritt an, inſofern fie die von der Kreisordnung inaugurirte Reform fort⸗ 
detzen ſoll. (Beifall.) \ Fr 
Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Der Kreis iſt der Schwer⸗ 
punkt der wirthſchaftlichen Intereſſen; ſoweit der Staat betheiligt iſt, liegt 
der Schwerpunkt in der Provinz. Daß in innigem Zuſammenhange mit der 
Kreis⸗ und Provinzialordnung die Errichtung des Verwaltungsgerichts ſteht, 
erkenne ich au. Eine darauf bezügliche Vorlage wird auch hoffentlich noch 
in dieſer Seſſion dem Haufe zugehen, die Vorarbeiten find bereits im Juſtiz⸗ 


al: Die Vorlage leidet an erheblichen Mängeln, 


Bi miniſterium abgeſchloſſen. Wenn geſagt wird, daß das Geſetz die Thätigkeit 
des Provinzial⸗Landtages nicht weit genug abgrenzt, fo bemerke ich, daß 
man im Gegentheil durch Vermeidung einer detaillirten Abgrenzung den 


weiteſten Rahmen geschaffen hat, in welchen durch ſpätere Provinzialgeſetz⸗ 
gebung die ganze Materie gebracht werden kann, ſtatt daß man ſich dann 
durch Specialgeſetze helfen müſſe. Außerdem muß vorher das Geſetz über 
die Dotationen der Provinzen erledigt werden, und daß dieſes Ihnen noch 
nicht vorliegt, hat ſeinen Grund in der Schwierigkeit gewiſſer finanzieller 
Porarbeiten. Doch wird auch dieſes Geſetz hoffentlich noch in dieſer Seſſion 
Ihnen zugehen. Halten Sie es aber für zweckmäßig, gewiſſe Kategorien von 
Gegenſtänden, die im Dotationsgeſetz aufgeführt werden müſſen, für welche 
die Provinz aufkommen muß, auch jetzt ſchon in die Provinzialordnung auf⸗ 
zunehmen, ſo habe ich dagegen nichts zu erinnern. Eine Einigung darüber 
wird in der Commiſſion möglich ſein. : 
Abg. v. Saucken⸗Tarputſchen erinnert dem zu erwartenden Antrage 
Rickert gegenüber daran, daß der Provinziallandtag zu Königsberg, weſent⸗ 
AllliiSch auch unter Mitwirkung von Mitgliedern aus Weſtpreußen, ſich gegen die 
Ibhbeilung der Provinz ausgeſprochen habe. Ferner ſei von der zweitgrößten 
Stadt Weſtpreußens eine Petition deſſelben Inhalts eingegangen. Sicher 
klüönnte die vereinigte Provinz ihre nationale Aufgabe weit beſſer erfüllen als 
die getheilte. Dor Provinziallandtag müſſe ſelbſt das beſte Urtheil darüber 
haben und es komme dem Landtage der Monarchie nicht zu, entgegen jenem 


In perſönlicher Bemerkung beſtreitet Abgeordneter Prinz Handjery die 


ſei geradezu unanſtändig. (Lebhafte Unruhe links.) n 
5 Abg. Lasker hält ſeine Behauptung aufrecht und bemerkt, daß es gerade 
der Volksvertretung zukomme, Mißbrauch der Amtsgewalt hier zu brand⸗ 
marken. Uebrigens ſei er bereit, den Namen der Perſon zu nennen, die 
vom Prinzen Handjery aufgefordert ſei, in gewiſſem Sinne zu wählen, und 
die auch wirklich zu ihrem ſpäteren Bedauern, dieſer Aufforderung nachge⸗ 
kommen ſei. IR 5 
Auf Aufforderung des Prinzen Handjery nennt Abg. Lasker den Namen 
des Rittergutsbeſitzers Schwabach. 
| Darauf wird die Vorlage an eine Commiſſion von 21 Mitgliedern ver⸗ 
wieſen. 650 Y 
* Sodann genehmigt das Haus ohne Debatte die Etats für das Miniſterium 
des Auswärtigen, das Staatsminiſterium und den „Deutſcheu Reichs⸗ und 
preußiſchen Stgats⸗Anzeiger“. Zu der Poſition: Dispoſitionsfonds für all⸗ 
gemeine politiſche Zwecke (31,000 Thlr.) im Etat für das Bureau des Staats⸗ 
miniſteriums ergreift das Wort 
Abg. Richter (Hagen): Im Jahre 1867 hat der Abg. Tweſten zum 
lletzten Male gegen dieſe Poſition geſprochen; ſeitdem hat die liberale Partei 
unmterlaſſen, da die große Mehrheit des Hauſes ſich für Bewilligung der 
Summe ausſprach, wieder darüber zu ſprechen und nur jedesmal geſonderte 
Abſtimmung darüber beantragt. Jetzt erhebe ich darum d weil 
ſich die Zuſammenſetzung des Hauſes inzwiſchen verändert hat und die 
schädliche Bedeutung des Fonds klarer zu Tage liegt wie früher. Eine Re⸗ 
gierung kann einen Preßfonds nicht entbehren, aber wir bewilligen ihr ja 
einen ſolchen für den „Staatsanzeiger“. Früher hatte die Regierung daneben 
als officibſes Blatt die „Sternzeitung“, ſeit neuerer Zeit die „Provinzial⸗ 
Correfpondenz“. Als Redacteur zeichnet ſich für dieſelhe Lüdtke. Wer iſt 
Lüdtke? (Heiterkeit) Wenn wir im Adreßkalender nachſchlagen, jo finden 
wir, daß dies der Geheime Regiſtrator Lüdtke, das heißt der Canzleibeamte 
Des literariſchen Bureaus iſt. Ich würde nun bereit ſein, auch dafür einen 
beſonderen Etat zu bewilligen, ſofern ſich nur die „Provinzial⸗Correſpondenz“ 
auch wirklich als officielles Orgau bekennt. Dann wird ſie vielleicht auch 
gewiſſe Unäarten unterlaſſen, wie z. B. daß fie einzelne Abgeordnete oder 
ganze Parteien abkanzelt, wie dies vor den letzten Wahlen geſchehen iſt. 
Wir wollen doch kein Geld dafür geben, daß die Correſpodenz ihr Bedauern 
darüber ausſpricht, daß der Schwerpunkt der Entſcheidung jetzt in den libe⸗ 
ralen Parteien liegt. (Heiterkeit.) f 
Damit iſt meine Bewilligung von Preßſonds auch zu Ende; denn ich 
will nicht, daß die Regierung in der Preſſe öffentliche Meinung macht und 
Daß ſcheinbar unabhängige Stimmen laut werden, die in Wahrheit aus den 
Bureaus und von Regierungsbeamten herrühren; daß iſt Korruption der 
Öffentlichen Meinung. Zur Kennzeichnung derſelben knüpfe ich wieder an die 
literariſchen Bureaus an; die Aufgabe derſelben beſteht darin, mit den Zei⸗ 
tungen Correſpondenzen zu unterhalten, entweder direct durch die Beamten 
oder durch Strohmänner, bei denen man weniger politiſche Bildung, als 
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Rath Hahn im Miniſterium des Innern ſammelt aus den verſchiedenen 
Miniſterien Daten und dictirt ſie den Strohmännern, etwa wie dies gegen 
über den Feldwebeln bei der Parole geſchieht. (Heiterkeit.) Die Strohmänner 
ſelbſt haben für dieſe Berichte den unehrerbietigen Namen Waſchzettel erfun⸗ 
den. Dieſe Nachrichten werden den Zeitungen zugeſchickt und es iſt für den 
Eingeweihten nicht ſchwer, fie zu erkenney. In der „Kölniſchen Zeitung“ 
„B. ſtehen fie unter dem Zeichen eines Briefcouverts. Zum Theil find die 
Nachrichten ſehr harmloſer Natur, doch dienen ſie dann nur zur Emballage 
des politiſchen Raiſonnements. (Redner verlieſt unter großer Heiterkeit des 
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uns denn kein Geſetz über den Verwaltungsgerichts⸗ | 


von Staatsbürgern werth und theuer find, auf das furchtharſte anzugreifen; 


Kenntniß der Orthogrgphie berlangt. Die Sache ball teh dann ſo, Geheimer 
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Hauſes mehrere dieſer „Waſchzettel“ neueren Dakume 
Lob der Regierung fingen. 
Correſrondenzen, wie die 
ſchen Nachrichten“; von den Letzteren bin ich gegenwärtig nicht im Stande, 
den 1 9 meiner Behauptung zu führen, doch ſprechen ſaͤmmtliche In⸗ 
dizien dafür. 

Außer dieſen Preßbureaus ſchreiben gewiſſe Geheimräthe eigenhändige 
Correſpondenzen, früher waren dies die Geheimräthe Zitelmann und Wa⸗ 
gener, neuerdings iſt es ein anderer, über den uns die gut unterrichtete 
„Nationalzeitung“ berichtet, daß ſein Arbeitseifer gar nicht zu zügeln ſei; 
nicht das kleinſte Winkelblatt verſchmäht er, um bald unter der Ueberſchrift 
„aus guter Quelle“, bald „aus Pommern“, „vom Rhein“ ꝛc. die Anſichten 
der Regierung zu verbreiten. Das Gewebe iſt ſo fein, daß ſelbſt die Preß⸗ 
polizei es bisweilen nicht zu durchſchauen vermag, ſo iſt neulich eine Zeitung 
wegen eines dieſer Artikel confizcirt worden. (Stürmiſche Heiterkeit.) Na: 
türlich verwirren ſich bisweilen die Fäden und das Glockenſpiel geräth dann 
in die unangenehmſte Disharmonie; wir haben neueſter Zeit mehrere Fälle 
dieſer Art gehabt. Aber ſelbſt auf dem Wege der Telegeaphie werden der⸗ 
artige Regierungsanſchauungen verbreitet; vor Allem it es das Wolff'ſche 
Telegraphenbureau, welches bald die Berichte färbt, bald geradezu Meinun⸗ 
gen der Regierung in die Welt elde die an bevorzugter Stelle er⸗ 
ſcheinend großen Eindruck machen. Außerdem werden verſchiedene Zeitungen 
auf mannigfaltige Weiſe in finanzieller Abhängigkeit gehalten, indem die 
Regierung bald die Caution für ſie ſtellt, bald den Zeitungsſtempel zurück⸗ 
zahlt, bald die Koſten für Druck und Papier oder den Redacteur bezahlt und 
auch hier werden oft Strohmänner pvorgeſchoben. Ich würde es begreiflich 
finden, daß ein Miniſter privatim eine Zeitung unterhält, daß die Staats⸗ 
gewalt aber unter Benutzung von Staatsgeldern in den Parteikampf hinab⸗ 
ſteigt, iſt völlig verwerflich. Beſonders hervorgetreten iſt dieſer officiöſe Preß⸗ 
unfug zur Zeit des Kampfes zwiſchen Lasker und Wagener; wußte doch die 
„Nordd. Allgem.“ ſelbſt anfangs nicht, wie ſie ſich dazu ſtellen ſollte. ! 

Daß dieſe Zeitung Regierungsorgan it, weiß Jedermann; fie ach zwei 
Hamburger Kaufleuten, welche durch glückliche Speculation in beſchädigtem 
Guano reich geworden ſind; ihre Behauptung, daß dabei nichts zu verdienen 
jet, ſcheint mir nicht recht glaubwürdig; und ebenſo wenig, daß fie für ihre 
Erhebung in den Adelſtand ſo große finanzielle Opfer hätte bringen ſollen. 
Neuerdings iſt auch das „Preußiſche olksblatt“ Regierungsorgan geworden, 
zum Erſatz der eingegangenen „Berliner Repue“, die beſonders dem Geh.⸗R. 
Wagener dazu diente, Fühlung mit den Socialdemokraten zu behalten. (Hört; 
hört!) Außerdem gehören hierher noch andere Zeitungen, für die ich vor⸗ 
läufig nur Indizien habe, jedenfalls hindert mich an dieſer fee e nicht 
der Umſtand, daß neuerdings als Eigenthümer eine Actiengeſellſchaft eine 
die aber zum großen Theil nur aus dem Perſonal der Zeitung beſteht. Sehr 
verbreitet find dieſe mehr oder weniger officiöbſen Zeitungen in den neuen 
Provinzen. Dahin gehören die „Hannöverſche Landeszeitung“, die früher im 
Beſitz der Welfenpartei war, verſchiedene in Schleswig⸗Holſtein unter national⸗ 
liberaler Firma erſcheinende Blätter, deren Exiſtenz völlig in Dunkel gehüllt 
iſt und bis vor kurzer Zeit das „Frankfurter Tagblatt“, welches von Herrn 
v. Madai für die Regierung angekauft worden iſt. 5 5 0 

Ich will unterlaſſen, auf die ſüddeutſchen Verhältniſſe und auf die Zei⸗ 
tungen des Auslandes einzugehen, mir fehlen hier die Beweiſe. Alle 
dieſe Bureaus ſtehen im innigſten Zuſammenhange mit einander und ſtim⸗ 
men, wenn nicht ein beſonderes Unglück geſchieht, einträchtig ein großes 
Hallelujah! zum Preiſe des Miniſters an, der den Schlüſſel dazu beſitzt. 
Dieſe Rückſicht bewegt mich, die Bewilligung des Fonds zu verſagen. Ich 
erinnere mich, daß Herr Wagener ſagte, derſelbe habe nur den Fehler, daß 
er zu klein ſei. Durch das ſequeſtrirte Vermögen des Königs von Hannover 
und des Kurfürſten von Heſſen iſt es dieſem Herrn berüchtigten Andenkens 
gelungen, die jetzige großartige Organifation der Preßburegus zu bewerk⸗ 
ſtelligen. Ich weiß, daß den einzelnen Miniſterien Theile dieſes Fonds über⸗ 
5 worden ſind unter dem Titel „Zur Abwehr feindlicher Angriffe der 

gelfen“; wozu aber das landwirlhſchaftliche Miniſterium eines ſolchen Schutzes 
1 iſt mir nicht recht klar. (Heiterkeit) Wir dürfen dieſen Fonds nicht 
bewilligen; es kann nicht Aufgabe unſerer Partei ſein, der Regierung Steine 
in den Weg zu werfen; wir ſehen, ſobald nur irgend ein Forkſchritt gemacht 
wird, gern über manches hinweg; aber für ſolche Fonds zu ſtimmen, ver⸗ 
bietet unſer politiſches Gewiſſen. (Beifall.) 5 iſt eine unſittliche Einrich⸗ 
tung, auf die Corruption der Preſſe berechnek. Ich bitte Sie dringend, die 
Poſition zu ſtreichen. (Lebhafter Beifall.) f 

Der Miniſter des Innern: Was der Herr Vorredner an einzelnen 
Details erzählte, war recht amüſant und mag auch zum Theil wahr ſein; 
ich kann es nicht beurtheilen. Der größte Theil war mir unbekannt. Ich 
möchte jetzt nur den 1 en des Vorredners bekämpfen, daß er die 
Staatsregierung anders ſtellen will als andere politiſche Factoren. Die 
Preſſe it weſentlich dazu beſtimmt, zu belehren, in politiſchen Dingen Pro⸗ 
ſelyten zu machen und Angriffe abzuwehren. Dieſe Aufgaben hat ſie in noch 
höherem Maße als irgend eine politiſche Partei. Sie ſoll belehren, Proſe⸗ 
lyten machen, und ſie muß ſich wehren. Weshalb nennt denn der Vorred⸗ 
ner die Einwirkung der Regierung immer eine Corruption? Wir haben uns 
nie erlaubt, in dieſem Sinne don Corruption zu ſprechen: es iſt nur der 


Verſuch einer Bekehrung (Heiterkeit), einer Klarmachung der Zwecke der Re⸗ 


gierung. Wenn Sie der Regierung dies Mittel abſchneiden, ſo legen Sie ſie 
lahm. Preß⸗ und geheime Polizeifonds ſind niemals als Zeichen des per 
ſönlichen Vertrauens gefordert worden, ſondern immer als unabweisliche 
Ausgaben, welche jede Regierung, welcher Farbe ſie auch angehört, zu leiſten 
hat. Wollen Sie aber die Rücksicht auf das Vertrauen mit hineinſpielen 
laſſen, ſo acceptire ich die Aeußerung des a Richter aus einer früheren 
Zeit, daß er in dieſer Beziehung keine Veranlaſſung habe, die Poſition zu 
verweigern. . f 

Abg. Windthorſt (Meppen): Ich glaube, daß der Abg. Richter ſich 
heute durch die Vorführung ſo viel bekannter und unbekannter Thatſachen, 
ſehr verdient gemacht hat. (Zuſtimmung.) Der Herr Miniſter hat es ver: 
mieden, ſich darüber zu erklären, ganz ähnlich wie ſchon früher, und ſich nur 
evaſiv geäußert. Ich nehme dieſe evaſiven Erklärungen als Geſtändniß an, 
und kann nur jagen, daß ſolche Zuſtände beſeitigt werden müſſen. Die Re⸗ 
gierung muß allerdings in der Preſſe vertreten ſein, wir tadeln nur die 
Methode; es muß überall klar erkennbar ſein, wo die Regierung ſpricht. Die 
Beamten der Regierung, die für die Preſſe arbeiten, müſſen dies offen thun 
und nicht jo, daß man glauben ſoll, ſie ſchrieben für ſich ſelbſt: ſie ſollen 
auch gut bezahlt werden, deun das verdient jeder der in der Preſſe arbeitet; 
aber die Geheimnißkrämerei führt zur Corruption der betreffenden Beamten 
und der öffentlichen Meinung. So lange die Regierung nicht offen auftritt 
kann ich ihr nicht die Mittel bewilligen, um fo weniger, als fi) die öfficiöſen 
Blätter es zur Aufgabe gemacht haben, Inſtitutionen, die einer großen Zahl 


Parteien, die ihre Ueberzeugung vertreten, in der maßloſeſten Weiſe anzu⸗ 
greifen. — Als die Beſchlagnahme des Vermögens des Königs von Hanno⸗ 
ver hier berathen wurde, habe ich vorausgeſagt, was man damit thun würde: 
damals glaubte man mir nicht. Heute können ſich die Herren alſo nicht zu 
ſehr beklagen, denn ſie find ſelbſt Schuld daran. Der Conflikt über den 
Welfenfonds könnte am einfachſten dadurch gelöſt werden, das die Veſchlag⸗ 
nahme die überhaupt eine ungerechte iſt, aufgehoben wird. (Widerſpruch.) 
Den Abgeordneten Richter will ich darauf e daß ich daran 
zweifle, ob das Haus eine Rechnunglegung verlangen kann; daß aber die 
Revenuen nicht in der bisherigen Weiſe verwendet werden dürfen, werde ich 
ſpäter nachweiſen; es iſt durchaus nicht geſtattet, daraus einen Dispoſitions⸗ 
fonds für die einzelnen Miniſterien zu machen. Das ſind Dinge, die einzig 
daſtehen in der Geſchichte und worüber die Geſchichte demmächſt, davon bin 
ich überzeugt, ein recht ſcharfes Gericht halten wird. 5. Mn 
Abg. Lasker: Ich hätte gewünſcht, daß der Herr Miniſter Mittheilung 
gemacht daräber, wozu die Gelder verwendet worden ſind. Bis jetzt dachte 
ich immer, fie ſtänden unter der Verwaltung des Staatsminiſteriums, weil 
fie a conto deſſelben aufgeführt ſind. Wenn der Abg. Windthorſt ſich darüber 
jo echauffirt, daß die Regierung nicht kund thut, daß fie Preßerzeusniſſe her: 
vorruft, jo antalorte ich ihm, wenn die Regierung einwirken will und ſchreibt 
dabei, daß die Preßerzeugniſſe von ihr herrühreu, jo wird ſie wenig Eindruck 
machen. (Bewegung.) Beſtreiten Sie dies etwa? Wir ſtehen noch auf 
einem ſehr niedrigen Standpunkt ger Preſſe, daß die Anonymität noch er⸗ 
forderlich iſt, daß die ganze Preſſe eigentlich darauf baſirt. Wenn Sie glaub⸗ 
ten mit der Unterſchrift Ihres Namens beſſer wirken zu können, würden Sie 
ihn ſicher darunter ſezen. Sofern die Regierung die ihr zu Gebote ſtehen⸗ 
den Mittel benutzt, um der Oppoſition in der Preſſe entgegenzutreten, iſt es 
ganz natürlich, daß die Oppoſition die Gelder nicht bewilligen will; dieje⸗ 
nigen, die der Regierung nicht gegenüberſtehen, werden die Summen, wenn 
kein Mißbrauch damit getrieben wird, bewilligen. Wenn der Abg. Tweſten 
die Abſetzung befürworkete, fo geſchah es, weil die ee Blätter ſich in 
Verunglimpfungen der liberalen Partei ergingen. (Bewegung.) 
meine Herreu, Sie werden mich doch nicht glauben machen, düß 
um etwas 
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N weſche durchweg das immer Alles, was in ſchöne Worte 
Außerdem giebt es noch verſchiedene offteidſe gierung in d, Weiſe wirkt, fo habe i. 
Matthias'ſche und Stern'ſche, neuerdings die Deut⸗ unzufrieden ſind, fo entſcheidet die M 


Nun ja, Abſchluß entgegen. Insbeſondere wird der weltberühmte Onyr höchſt⸗ 
es ſich hter wahrſcheinlich nach Braunſchweig zurückkommen. (M. 3.) 


Anderes als um einen Parteikampf handelte? Daß ſie etwa für 
die Preſſe theoretiſch und abſtrakt eintreten? Sie verwechſeln überhaupt viel 
Wenn Sie die leidenſchafelichſten 
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den, wenn mir nachgewieſen wird, daß die Gelder nicht gemißbraucht werden, werde 

ich für die Bewilligung ſtimmen. (Stimme: Natürlich!) Ja, ſehr natür⸗ 

lich, meine Herren, weil die Regierung auch in der Preſſe vertreten fein muß. 

Der Miniſter des Innern: Der Fonds von 31,000 Thlr. iſt zwar 
dem Staatsminiſterium beigegeben, wird aber im Miniſterium des Innern 
verrechnet. Die Provinzialcorreſpondenz iſt zwar Eigenthum des Staates, 
wird aber nicht als abſolut amtliches Organ betrachtet, daß die Miniſter für 
jedes Wort verantwortlich wären; ſie wird wie eine Privatzeitung behandelt, 
es iſt für ſie Caution geſtellt und ſie zahlt Steuern. Ich geſtehe, daß einzelne 
der Correſpondenzen bomorirt werden: ferner, daß hin und wieder eine Sub⸗ 
vention an einzelne Zeitungen gezahlt wird, an deren Aufkommen die Re⸗ 
gierung ein Intereſſe hat. Es kann aber wohl keine Zeitung rühmen, daß 
dieſe Quellen ſehr reichlich fließen, ſondern es herrſcht die größte Oeconomie 
dabei. Zuweilen entſtehen ſogar Verlegenheiten, die eine Erhöhung des 
Fonds wünſchen laſſen. Ich kann verſichern, daß über dieſen Fonds 3905 fo 
gewiſſenhaft disponirt wird, wie über andere Dispoſitionsfonds. 

In namentlicher Abſtimmung wird der Dispoſitionsfonds 
von 31,000 Thlr. mit 205 gegen 141 Stimmen bewilligt und die Sitzung 
um 5 Uhr bis Mittwoch 11 Uhr vertagt. Fürſt Bismarck war während 
der zweiten Hälfte der heutigen Sitzung im Hauſe anweſend, ohne ſich jedoch 
an der Debatte zu betheiligen. Auf der Tagesordnung des Mittwoch ſteht 
die erſte und zweite Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die Vereini⸗ 
gung des Ober⸗Appellationsgerichts mit dem Obertribunal, Anträge von 
Friedenthal, Miquel, Petitionen und Wahlprüfungen. 


Berlin, 26. Januar. (Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Bürgermeiſter g. D. Rohde zu Allenburg, Kreis Wehlau, den Rothen Adler⸗ 
Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Pfarrer Hammer zu Wiſchwill, 
Kreis Ragnit, den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Navigationslehrer 
a. D. Domcke zu Grabow bei Stettin den Königlichen Kronen⸗Orden dritter 
Klaſſe; dem Garniſon⸗Schullehrer z. D. Harhauſen zu Poſen den König⸗ 
lichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; dem Ortsſchulzen Stattaus zu Kling⸗ 
laken, Kreis Wehlan, das Kreuz der Inhaber des Königlichen Haus⸗Ordens 
von Hohenzollern; den Garniſon⸗Schullehrern z. D. Fenner, Columbus 
und Steinbrunn, ſämmtlich zu Poſen, den Adler der Inhaber deſſelben 
Ordens; ſowie dem Gerichtsboten und Executor Hanke zu Zobten, Kreis 
Schweidnitz, das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 1 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König hat dem erſten Regiſtrator und Ver⸗ 
walter der Bureaukaſſe des deutſchen Reichtages, Karl Oscar Ferdinand 
Knack, den Character als Rechnungsrath verliehen. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König bat dem Intendantur⸗Regiſtrator, 
Kanzlei⸗Kath Hoffmann, vom V. Armee⸗Corps bei feiner Verſetzung in 
den Ruheſtand den Charakter als Geheimer Kanzlei⸗Rath verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat den Kreisgerichts⸗Director Dalcke in Dram⸗ 
burg zum Ober⸗Staatsanwalt bei dem Appellationsgericht in Marienwerder; 
und den Staatsanwalt Angern in Liegnitz zum Staatsanwalt bei dem 
Stadt⸗ und Kreisgericht in Magdeburg; ſowie den bisherigen Ober⸗Maſchinen⸗ 
meiſter Stambke in Elberfeld zum Eiſenbahn⸗Director mit dem Range eines 
Rathes vierter Claſſe ernannt. 

„Der nicht etatsmäßige Intendantur⸗Aſſeſſor Fund vom VI. Armee⸗Corps 
iſt zum etatsmäßigen Militär⸗Intendantur⸗Aſſeſſor ernannt worden. — Die 
Berufung des Lehrers Dr. Johannes Ehlers von der höheren Bürger⸗ 
ſchule in Löwenberg zum Oberlehrer am Gymnaſium in Prenzlau iſt 3° 
nehmigt worden. Am Oymnafium in Memel iſt die Beförderung des ordenk⸗ 
lichen Lehrers ler. Heinrich Kretſchmann zum Oberlehrer genehmigt wor⸗ 
den. — Dem Königlichen Eiſenbahn⸗Director Stambke iſt die Stelle eines 
maſchinentechniſchen Mitgliedes bei der Königlichen Eiſenbahn⸗Direction zu 
Elberfeld verliehen worden. Der Königliche Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebs⸗ 
Inſpector Urban zu Kattowitz iſt nunmehr zum Vorſitzenden der dortigen 
Königlichen Eiſenbahn⸗Commiſſton definitiv beftellt worden. ; 

Berlin, 20. Jan. [Ihre Majeſtät die Kaiferin: Königin] 
war heute im Kaiſerin⸗Auguſta⸗Erziehungsſtift und im Auguſta⸗Hoſpital 
anweſend. i g (Reichsanz.) 

Schwerin, 16. Jan. [Ein ſocial⸗demokratiſcher Schul⸗ 
vorſtand.] Man ſchreibt den „Hamb. Nachr.“: In der vorgeſtrigen 
Sitzung des hieſigen Bürgerausſchuſſes wurde folgender Antrag ein⸗ 
gebracht und berathen: 5 

Nachdem der Deputirte des Bürgerausſchuſſes zum Schulvorſtande, Herr 
Hofbaurath a. D. Demmler, ſich offen zu den Lehren der Socialdemokratie 
bekannt und für dieſelben thätig geworden iſt, alſo für Lehren wirkt, welche 
durch unfinnige Vorſpiegelungen die Arbeiter verderben und den Frieden 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern ſtören, welche ferner alle Ordnung, alle 
Cultur und alles Glück aufheben, welche endlich eine allgemeine Verarmung 
herbeiführen müßten, wenn ſie durchgeführt würden, — ſcheint es ein Wider⸗ 
ſinn, ihm noch ferner die Leitung ſtädtiſcher Bildungsanſtalten anzuvertrauen, 
und beantragen wir, dem ꝛc. Demmler das Mandat zu entziehen und ein. 
1 1 1 55 Mitglied aus dem Bürgerausſchuß in den ſtädtiſchen Schulvorſtand 
zu wählen. 

Demmler war nicht zugegen, hatte aber das Programm der ſocial⸗ 
demokratiſchen Arbeiterpartei, zu dem er ſich in ſeinem Begleitſchreiben 
rückhaltlos bekannte, eingeſandt, woraus der Bürgerausſchuß die Ueber⸗ 
zeugung gewinnen ſollte, daß die Arbeitgeber durch die Socialdemokratie 
mehr gewinnen würden, als die Arbeiter ꝛc. Der Bürgerausſchuß 
hielt ſich nicht mit der Prüfung des ſocial⸗demokratiſchen Programms 
auf, wollte aber doch, ſo groß der Unwille bei allen Mitgliedern auch 
gegen Demmler war, die Sache und beſonders ſeine Thätigkeit im 
Schulvorſtande erſt prüfen und ſetzte deshalb eine Deputation ein, für 
welche er gleich die Acten des Schulvorſtandes vom Magiſtrat ein⸗ 
forderte. 8 

Hannover, 18. Jan. [Partikulariſtiſcher Wahlaufruf.] Zu 
der am 24. d. ſtattfindenden engeren Wahl zwiſchen Ewald und La⸗ 
porte haben die hieſigen Partikulariſten einen Wahlaufruf erlaſſen, dem 
wir folgende die Geſinnung dieſer Partei charakteriſtrenden Stellen 
entnehmen. f 

„Sieben lange Jahre ift das hannoverſche Volk bearbeitet, der Annexion 
zuzuſtimmen, bearbeitet mit allen durch den Zweck geheiligten Mitteln, mit der 
ganzen Maſchinerie des Polizeiſtaates, durch den Mammon, durch Drohungen 
und mit Verheißungen, mit halber Wahrheit und der ganzen Frechheit der Lüge. 
Jene 9000 Männer (die Wähler Ewald's ſind damit gemeint), ohne Eiufluß 
und ohne Macht, aber ſtark im Glauben an das Recht, würdige Nachkom⸗ 
men unſerer Väter, die einer ‚gebmiäßrigen preußiſchen und franzöſi⸗ 
ſchen Fremdherrſchaft (18031813) ihren Nacken nicht bdeugten, haben 
eine für Jedermaun verſtändliche Antwort gegeben — ſie heißt Pro⸗ 
feſſor Ewald! Profeſſor Ewald ſoll fie abermals heißen! Höret nicht auf die 
Heuchelei des Nationalliberalismms, welcher innerlich hohl und faul, und 
äußerlich ein für Kinder berechnetes Gaukelſpiel, nichts Lebendiges, was zu 
leben verdiente, zu ſchaffen mag! Hört nicht auf das Phraſengeklüngel von 
Freiheit, welches der nationalliberale Candidat im Munde führt, und an 
welches er ſelbſt nicht glaubt! Wo ſerpile Seelen wohnen, iſt keine Luft für 
Niederſächſiſche freie Männer! Nur mit Letzteren rechnen wir! Laßt die an 
Eharakter und Freiheitsbewußtſein Todten ihre Todten begraben. Hanno⸗ 
veraner! Das ganze Deutſche und Hannöderſche Volk ſieht auf Euch und er⸗ 
wartet, daß Ihr Zeugniß ablegt davon, daß die moraliſche und politiſche 
Preußenſeucde an Euch zu Schanden wird.“ „ 

Die Partei ſcheint ſehr verſtimmt zu ſein über die Einbuße, die 
fie bei den Wahlen erlitten hat, und was ihr an Kraft der Gründe 
abgeht, ſucht ſie durch kräftige Schimpfworte erſetzen zu wollen. 
Wolfenbüttel, 19. Januar. [Unterhandlungen.] Wie wir 
von gut unterrichteter Seite hören, ſchweben zwiſchen der reichen Erbin 
Genf und der Braunſchweigiſchen Regierung Verhandlungen, welche 
ſich u. A. auf die werthvollen Kunſtgegenſtände beziehen, die der weil. 
Herzog Carl dem Braunſchweiger Muſeum entnommen hat, ohne daß 
demſelben alleiniges Verfügungsrecht über dieſelben zuſtand. Die Ver⸗ 
handlungen gehen, ſo hören wir, einem beide Theile befriedigenden 
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Aus Kurheſſen, 18. Januar. [Gegen das Vorgehen des 
evangeliſchen Geſammt⸗Conſiſtoriums! wider die renitenten 
niederheſſiſchen Paſtoren hat ſich jetzt eine neue Oppofition gebildet. 
Mehrere Patronatsherren, wie z. B. Bodo v. Trott, wollen nämlich 
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en Ab eshalb 
e Beſetzung der erledigten Pfar i 

Dem Vernehmen nach iſt das Conſtſtorium mit dem jetzt alſo auch 
„renitenten“ Patronen über die fragliche Angelegenheit in Verhand⸗ 


Leipzig, 17. Jan. [Ein Einigungsamt für Buchdrucker.] 
Der deutſche Buchdruckerverband hat ein Einigungsamt geſchaffen. 


Die Beſtimmungen über daſſelbe ſind in der letzten Nummer des 


„Correſpondenten für Deutſchlands Buchdrucker und Schriftgießer“ 
veröffentlicht und lauten ihrem Hauptinhalt nach folgendermaßen: 
Der am 8. Mai 1873 eingeführte Tarif ſoll in unaufechtbarer Gültigkeit 
bis zum 1. Juli 1876 beſtehen und, wenn nicht bis zum 1. April 1876 von 
Seiten der Mehrheit der Principale oder der Gehülfen eines Kreiſes ein 
schriftlicher Antrag auf Reviſion dem RN eingereicht wird, ſtill⸗ 


ſchweigend fortlaufen. So lange der Tarif in Kraft bleibt, werden alle Diffe⸗ 
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Gehülſenvorſteher den Vorſitz. Die 


geben, ſondern die Thatſache eben nur erwähnen. 


Studie darbieten. 


loren ſein. 


renzen über Handhabung deſſelben zwiſchen Principalen und Gehülfen durch 
Schiedsämter, reſp. durch das Einigungsamt entſchieden, deren Ausſprüchen 
unweigerlich Folge zu leiſten iſt. Das Einigungsamt ſoll aus 24 Delegirten 
gebildet werden, zu welchem Zwecke die Druckorte des deutſchen Reichs in 
12 Kreiſe eingetheilt und in jedem Kreiſe ein Principal und ein Gehülfe, 
und zwar für eine Periode von drei Jahren gewählt werden. Als Vorort 
für die erſte Periode iſt Leipzig beſtimmt, wo ſich Archiv und Bureau befin⸗ 
den. Im Einigungsamte führen die beiden am Vororte gewählten Delegirten 
der Prinzipale und Gehülfen gemeinſchaftlich den Vorſiz. Im Hauptorte 
eines jeden Kreiſes wählen die dort domicilirenden 1 EHRIe und die bei 
ihnen conditionirenden Gehülfen je drei aus ihrer Mitte für die Zeit von 
einem Jahre als Mitglieder eines Schiedsamtes, worin ebenfalls je ein 
Principal und ein Gehülfe den Vorſitz führen. Iſt in dem, einem Schieds⸗ 
amte oder dem le De Falle b eine 175 ale, 
fü Frinzipalvorſteher, iſt der Kläger ein Prinzipal, jo führt der 
e e de mib ee ai i Heſced a 
infache Maſorität. Bei Stimmengleichheit gilt die Beſchwerde als ab⸗ 
bewiesen Al Nen für die Entſcheidungen der Schiedsämter gilt das 
Einigungsamt. Beſchwerden über die Entſcheidungen der Schiedsämter müſſen 
in 24 Exemplaren, geſchrieben oder gedruckt, dem Einigungsamte eingereicht 
werden. Die Abſtimmung geſchieht in der Regel ſchriftlich und ir ſeitens 
der einzelnen Delegirten innerhalb des von dem Vorſitzenden des Amtes feſt⸗ 
geſetzten Termins an das Büreau einzuſenden. Dem Cinigungsamte ſteht 
auch dann die Entſcheidung zu, wenn Principale und Gehilfen eines Ortes 
ſich über einen etwaigen Localzuſchlag u Tarif und deſſen Höhe nicht 
einigen können. Den Principalen und Gehilfen eines Orts und Bezirks iſt 
außerdem geſtattet, neben den Schiedsämtern der 12 Kreiſe, nach 1 
Zuſtimmung des Einigungsamtes, noch Localſchiedsämter einzurichten. ie 
Entſcheidungen derſelben ſollen jedoch nur dann Gilligkeit haben, wenn die 
ſtreitenden Parteien daſſelbe vorher ausdrücklich anerkennen. 3 
Greiz, 15. Jan. [Berichtigung.] Die „Weim. Ztg.“ hatte 
in einem Bericht über Vorgänge im Reuß⸗Greiziſchen Landtage mitge⸗ 
theilt, daß die fürftliche Regierung demſelben das Recht abgeſprochen, 
auf ihre Abſtimmung im Bundesrathe einwirken zu wollen. Officiös 
wird dies dahin berichtigt, daß es in der betreffenden Sitzung ſich nur 


um die Frage gehandelt habe, ob der die Abſtimmung der Greizer 


Regierung gegen die Ausdehnung der Reichscompetenz auf das ge⸗ 
ſammte bürgerliche Recht mißbilligende Antrag verfaſſungsmäßig dis⸗ 
cutirt werden dürfe. Dieſe Frage allein habe die Regierung verneint. 

Stuttgart, 18. Januar. [Bei Beginn der Wahlbewe⸗ 
gung! wurde von hier aus telegraphirt, ein Geiſtlicher des Oberamts 
Ehingen habe in einer Wahl⸗Verſammlung einen Revolver abgeſchoſſen ꝛe. 
Auffallender Weiſe blieben ſeither Detail⸗Mittheilungen über dieſen un⸗ 
gemüthlichen Vorfall aus. Heute erſt bringt der „Schw. M.“ fol- 
gende dürftige Nachrichten, die jedoch auch keinen rechten Aufſchluß 
Dem genannten 
Blatte ſchreibt man nämlich aus dem XV. Wahlkreis: „Der Wahl⸗ 
kampf in unſerm zu zwei Dritteln aus Katholiken und einem Drittel 
aus Proteſtanten zuſammengeſetzten Wahlkreis würde eine politiſche 
Der größere Theil der katholiſchen Geiſtlichen be⸗ 
kämpfte die Candidatur des Ober⸗Finanz⸗Naths Schmid mit wahrhaft 
fanatiſchem Haſſe. In der Kirche, in der Schule, auf der Gaſſe, im 
Wirthshauſe predigten dieſe Herren: „die katholiſche Religion ſei in 
Gefahr; die Kirchen würden geſchloſſen, die Sacramente nicht mehr 
geſpendet; Alles müſſe lutheriſch werden“ u. ſ. w. Ein Geiſtlicher 
des Oberamts Ehingen ließ ſich ſogar vom Fanatismus ſo weit fort⸗ 
reißen, daß er bei einer Wahlbeſprechung am 2. d. M. einem Ver⸗ 
waltungs⸗Actuar und Gemeinderath, welcher Schmid's Candidatur 
vertheidigte, die ernſthafte Drohung zurief: „Wenn Sie jetzt noch ein⸗ 
mal etwas ſagen, dann ſchieße ich Sie am Tiſche todt; ich habe den 
Revolver ſchon bei mir, jetzt wird es Ernſt; man hat Sie lang 
genug gehört!“ Dabei griff dieſer geistliche Herr nach der Waffe, 
welche er bei fir) trug. Derſelbe Geistliche war es, welcher ſechs 
Tage ſpäter (am 8. d. M.) in derſelben Wirthſchaft zu E. feinen 
Revoloer wirklich abgeſchoſſen hat. Amtliche Erhebungen find ein⸗ 


geleitet.“ 
O eſterreich. 

Peſt, 20. Jan. [Budget⸗Entwurf.] Das Miniſterium hat 
heute im Einundzwanziger⸗Ausſchuſſe die Entwürfe für die Budgets 
der Jahrgänge 1875, 1876 und 1877 vorgelegt. Nach denſelben 
würde ſich ein Defieit für 1875 von 21 Millionen, für 1876 von 
14% Millionen und für 1877 von 124 Millionen ergeben. Durch 
Erſparungen und Steuerreformen wird ſich indeß vorausſichtlich eine 
jährliche Mehreinnahme von 12% Millionen über den Anſchlag her⸗ 
ausſtellen. 


S ch we i z. f 

Bern, 15. Jan. [Zur Mermillodſſchen Sache. — Diplo: 
matiſche Meſſe. — Aus Bonfol und Pruntrut. — Feuers: 
brunſt.] Man ſchreibt der „K. Z.“: Ihrem Blatte wurde kürzlich 
aus Paris die Mittheilung gemacht, der Bundesrath habe durch feinen 
dortigen Geſandten Dr. Kern bei der franzöſiſchen Regierung wegen 
der Umtriebe, mit welchen Biſchof Mermillod von Ferner aus den 
confeſſſonellen Frieden in der Schweiz zu ſtöreu ſuche, Beſchwerde er⸗ 
hoben und diesfällige Abhülfe verlangt. Trotzdem daß der Bundes⸗ 
rath auch alle Urſache zu einem ſolchen Schritte hätte, fo kann ich 
Ihnen doch dieſe Mitthellung aus beſter Quelle als irrig bezeichnen. 
In Genf ſelbſt hat übrigens der Herr Biſchof von Hebron in par- 
tibus ſeither ſo viel an Einfluß verloren, daß der Bundesrath dieſe 


Mühe ſich füglich auch erſparen kann. In der ultramontanen Preſſe 
wird mit Oſtentation gemeldet, daß der neue franzöſiſche Geſandte 


Graf Chaudordy mit feinen zwei Seeretären die „diplomatiſche Meſſe“ 
beſucht habe; ſein Vorgänger Lanfrey ſei nie in der Kirche geſehen 
worden. Welche Hoffnungen mögen ſich an diefe „diplomatiſche Meſſe“ 
knüpfen, die, beiläufig bemerkt, etwas Neues zu ſein ſcheint. — Neue⸗ 
em Bericht aus Bonfol zufolge, ſind daſelbſt vorgeſtern neue Ruhe⸗ 
ſtörungen vorgekommen, in Folge deſſen die bereits dort befindliche 
eompagnie Infanterie tratz des Einrückens einer weitern Compagnie 
nicht entlaſſen werden konnte. In Pruntrut iſt der von der Berner 
Regierung nach dem Jura geſandte zweite außerordentliche Commiſſar 
Großrath Kuhn eingetroffen, um, wie man vernimmt, den Beſchluß 
betreffend Aufhebung des dortigen Kloſters der Urſulinerinnen ſofort 


zur Ausführung zu bringen. — Aus dem Canton Graubünden kommt 


eine neue Hiobspoſt. Seit geſtern Abend 4 Uhr ſteht das Dorf Laar 
in vollen Flammen. Allem Anſcheine nach ſoll es unreitbar ver: 


Frankreich. 


Paris, 18. Januar. [Frankreich und Deutſchigpd.] Man 


arrſtellen nicht präſentiren. 


eiſt⸗ 


Es wäre zu wünſchen geweſen, 
daß die jetzt durch den Artikel der „Nordd. Allg. Ztg.“ ſo laut zur 
Sprache gekommene Sache auf diplomatiſchem Felde ausgeglichen worden 
wäre, aber was iſt mit Miniſtern zum machen, deren ganze Exiſtenz von 
der Gunſt der Ultramontanen abhängt und die keine zehn Stimmen von 
der Rechten entbehren können? Und ſelbſt heute hat es, nach der Sprache 
des „Frangais“ und des „Univers“ wenigſtens zu ſchließen, nicht den An⸗ 
ſchein, daß das Cabinet Broglie den Hetzereien gegen die Nachbarn, die 
mit dem Vatican im Kampfe liegen, einen Dämpfer aufzuſetzen Neigung 
oder Muth habe. Man darf dabei nicht vergeſſen: 1) daß dieſe Hetze⸗ 
reien ſeit Veuillot's Rückkehr aus dem Vatican ſehr zugenommen 
haben, und 2) daß Broglie den Eigenſinn und die Furcht, aber auch 
den Dünkel und Ehrgeiz beſchränkter Köpfe hat, und daß er in ſeiner 
clericalen Haltung von den Orleaniſten und Legitimiſten laut und leiſe 
unterſtützt, ja, im Grunde nur derentwegen am Ruder gelaſſen wird. 
Aber wenn Frankreich es ſchmerzlich empfindet, daß Deutſchland ſich 
empfindlich zeigt, ſo ſollte es nicht vergeſſen, daß es ſich um den 
Kampf der modernen Cioiliſation gegen Anſprüche handelt, die gerade 
in beſſeren Zeiten von der Nation, „die ſich rühmt, an der Spitze 
der Civiliſation zu ſtehen“, als gefährlich und unerträglich 
mit Nachdruck bekämpft wurden. Frankreich iſt ſetzt der dunkelſte Fleck 
auf der Karte von Europa, es iſt die Höhle für alle Nachtvögel, die 
der modernen Menſchheit Unheil drohen; es darf ſich folglich nicht 
wundern, wenn es nach und nach als gemeingefährlich betrachtet und 
behandelt wird, ganz wie dies vor hundert Jahren mit Polen der 
Fall war. Indeß wir hoffen, daß die beſſern Elemente, an denen 
das franzöſiſche Volk noch ſo reich iſt, ſich wieder geltend und dem 
fanatiſchen Treiben der Jeſuiten und der Jeſuitengenoſſen ein Ende 
machen werden. Es wäre Zeit und es würde auch gar nicht ſo 
ſchwer ſein, den Vorſtellungen der geſchädigten Nachbarn gerecht zu 
werden, wenn nicht die unglücklichen Revanchegelüſte der Sefuiten 
einen Freibrief für ihre vergifteten Pfeile im Herzen auch ihrer Gegner 
ausſtellten. ; 

[Herr v. Chaudordyl ſollte geſtern Abend Paris verlaſſen. Er ift be- 
auftragt, der Bundesregierung die gänzliche Aufhebung der Päſſe zwiſchen 
Frankreich und der Schweiz anzuzeigen. 

Baron Bourgoing] it nach Petersburg abgereiſt, um wegen eines 
neuen Handelspertrages zwiſchen Rußland und Frankreich zu verhandeln. 

Im deutſchen Botſchafterhotel] fanden ſich N Fürſt Orloff, 
Graf Apponyi, Lord Lyons und Ritter Nigra und die Mehrzahl der hier 
accreditirten Diplomaten ein, um dem Grafen Arnim ihr Beileid wegen des 
jüngſt erfolgten Todes feiner Tochter auszudrücken. Der aus Deutſchland 


Verſtorbene wird übermorgen auf das Stammgut in Pommern befördert und 
in der Familiengruft beigeſetzt werden. ; 
Spanien. 

Madrid. [Moriones. — Aus Santander. —. Neue 
Operationsarmee.] Der General Moriones ſteht nach den letzten 
Mittheilungen vom nordiſchen Kriegsſchauplatze noch in Miranda. Es 
iſt hohe Zeit, daß ein energiſcher Schritt geſchehe, um Bilbao Hülfe 
zu bringen, denn die Carliſten ſchließen die Stadt immer enger ein. 
Die „Pall Mall Gazette“ erhält folgende Meldung aus Santander 
vom 11. Januar: „Heute Nachmittag, als Tauſende von Spazier⸗ 
gängern am Geſtade luſtwandelten, fuhren zwei verkrüppelte Kriegs⸗ 
ſchiffe langſam in den Hafen ein, wie verwundete Soldaten, die vom 


Schlachtfelde fortkriechen. Es waren die ſpaniſchen Kanonboote „Bue⸗ W 


naventura“ und „Gaditang“. Sie hatten die Ria de Bilbao vor 
dem Geſchützfeuer der Carliſten, welche jetzt den Fluß ganz beherrſchen 
und alle ihre Anſtrengungen gegen die Feſtung Portugalete concen⸗ 
triren verlaſſen müſſen. Der Stern der „Buenaventura“ war ganz 
und gar zerſchoſſen; die „Gaditana“ hatte acht Kanonenkugeln in 
ihren Rumpf erhalten, und beide gewährten mit ihrem zerfetzten Segel⸗ 
werk und geknickten Maſten ein Mitleid erregenden Anblick. Leider 
brachten ſie auch eine Anzahl Verwundeter mit. Jetzt befindet ſich, 
wie ich höre keine einziges Schiff mehr in der Ria de Bilbao.“ Es 
war das Gerücht verbreitet, iu Vera ſei die Petronenfabrik der Gar: 
liſten in die Luft geflogen, und es ſeien viele Menſchen dabei ums 
Leben gekommen. 

Die amtliche Zeitung veröffentlicht die Decrete, welche die Bil: 
dung einer Operations-Armee in Aragon und Valencia anordnen 
und den General Lopez Dominguez zum Oberbefehlshaber dieſer Armee 
ernennen. 

Großbritannien. 0 

London, 17. Jan. [Gladſtone und die deutſche Kirchen⸗ 
politik.] Das große Meeting zu Gunſten der deutſchen Kirchenpolitik, 
ſchreibt man der „K. Z.“, rückt immer näher und das Intereſſe da⸗ 
für läßt in den weiteſten Kreiſen ein ſtetes Crescendo verſpüren. 
Namentlich die diplomatiſche Welt ſchaut nicht ohne Spannung jener 
ſpontanen Kundgebung Alt⸗Englands entgegen, und dies um ſo mehr, 
als in ihr nicht unbekannt war, wie verſchieden lange Zeit hindurch, 
namentlich in Englands maßgebenden Kreiſen, die Auffaſſung der 
deutſchen Kirchenpolitik von jener war, die ſich ſoeben in der volks⸗ 
thümlichen Kundgebung hervorwagen will. Mag es nun mit dem 
Krypto⸗Katholicismus Gladſtone's ſtehen wie es will: es läßt ſich 
nicht läugnen, daß die abwehrende Haltung — um kein ſtärkeres 
Wort zu gebrauchen —, welche er namemlich gegen die preußiſchen 
Maigeſetze ganz unverhüllt zur Schau trug, in Berlin um ſo mehr 
hatte verſtimmen müſſen, als des engliſchen Politikers Anſchauungs⸗ 
weiſe in jenen Kreiſen des Berliner Hofes einer gan beſonderen Werth⸗ 
ſchätzung und Beachtung genoß, welche durch natürliche und bekannte 
Verbindungen mit engliſchen Ideen und Auffaſſungen vorzugsweiſe ge⸗ 
ſättigt waren. Dies ging ſo weit, daß eine Zeit lang Gladſtone's 
ungünſtige Beurtheilung des preußiſchen Vorgehens gegen die abſolu⸗ 
tiſtiſchen Strebungen der Curie ſelbſt von ultramontaner Seite gegen 
den Leiter der deutſchen Politik als beſonderer Trumpf ausgeſpielt 
werden konnte; freilich, wie man weiß, ohne jeden nachhaltigen Er⸗ 
folg. Schon nach verhältnißmäßig kurzer Zeit erkannten die in Berlin 
von engliſchem Urtheil beeinflußten Regionen, wie wenig deſſen ſtereotype 
Uebertragung auf deutſche Verhältniſſe ſich rechtfertigen laſſe, und die 
Ultramontanen, welche bereits Hoffnungen auf dieſe Sinnesweiſe ge⸗ 
baut hatten, ſahen ſich bald auch an dieſer Stätte grauſam enttäuſcht. 
Mittlerweile aber hat ſich auch im Cabinet von St. James eine 
andere und richtigere Beurtheilung des deutſchen Kirchen⸗Conflicts 
Bahn gebrochen, und ich glaube nicht zu irren, wenn ich die 
Schwenkung, die ſich in dieſer Richtung vollzogen hat, auf den 
Zeitpunkt zurückdatire, in welchem der Brief des Papſtes an 
den Deutſchen Kaiſer und des letzteren markige Antwort das 
proteſtantiſche Gewiſſen der engliſchen Staatsmänner wachrüttelte und 
auch deren Augen zu ſehenden machte. Herr Gladſtone insbeſondere 


hat kein Hehl gemacht aus ſeinen neuerdings gewonnenen Ueberzeu⸗ 
gungen. In der hieſigen diplomatiſchen Welt circuliren mehrere Aeuße⸗ 


rungen, welche er aus freien Stücken in dieſer Beziehung ſowohl zum 
deutſchen Botſchafter, Grafen Münſter, als auch zu Vertretern anderer 
Mäch'e gethan und die ſich dahin reſumiren laſſen, „daß er (Glad⸗ 


ſtaatlicher Unabhängigkeit und moderner Geiſtesfreiheit zugefallen ſei.“ 


Solche Aeußerungen beſitzen im Munde des engliſchen Premiers gewiß 


dem begonnenen Culturkampf Deutſchland die Rolle eines Vorkämpfers 


eine ganz beſondere Bedeutung, und es iſt ſicher nicht unwichtig für 


die Beziehungen zweier großen Nationen, wenn auf fo ehrliche Weiſe 
beſtandene Mißverſtändniſſe rückhaltslos beſeitigt werden. g 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 20. Jan. [Mobiliar⸗Pfändung.] Die ultramon⸗ 5 15 


tane „Volksztg.“ meldet: „Heute in der 10. Morgenſtunde fand ſich 5 


wiederum ein Executions⸗Inſpector mit zwei Executoren in der fürfte 


biſchöflichen Reſidenz ein, ſtellte zunächſt dem Fürſtbiſchof einige Schuld⸗ 5 8 


ſcheine und Actien, die bei der Execution am vorigen Donnerstage im 
Geldſchrank vorgefunden worden waren, im Geſammtbetrage von mehr 
als 7000 Thlrn. zurück und ſuchten für dieſe Summe Deckung. So⸗ 
fort ging man nun an die Aufzeichnung ſämmtlicher Sachen, die 
noch die erſte Execution verſchont hatte; kein Raum des Palais blieb 
unbeſucht; das Schreibpult des Herrn Fürſtbiſchofs wurde einer ſehr 
genauen Reviſion unterworfen, und daſelbſt auch die Börſe, die der 


Herr Fürſtbiſchof, der gerade unpäßlich war, vorher im Secretär hatte ir a 


liegen laſſen, und die er ſonſt in der Taſche zu tragen pflegt, ihres In⸗ 
haltes entledigt. Auch die Muttergottesſtatue aus gebranntem Thon, die 


im Treppenhauſe auf einem Poſtamente ſteht und vor welcher Tag und a 


Nacht eine Lampe brennt, wurde für die Pfändung notirt; bei der 
Abſchätzung derſelben klopfte der eine Executor mit ſeinem Mützen⸗ 
ſchilde daran, um zu unterſuchen, ob dieſelbe hohl ſel. Bereits hatte 


ſich die Executions⸗Commiſſion aus dem Treppenhauſe entfernt und 8 


Niemand befand ſich in dieſem Raume, als die Statue plötzlich von 
dem Poſtamente, auf dem ſie mehr als ein Decennium geſtanden 
hatte, herabſtürzte und in tauſend Stücke zerſchellte. 
äußerte: „Die Mutter Gottes läßt ſich nicht pfänden.“ 


Ein Diener 


[Der Hauptgewinn der Kölner Dombau⸗Lotteriel im Betrage 


von 25,000 Thlr. iſt auf Nr. 320,010 in die Collecte des Herrn Sam. Lucas 
in Elberfeld gefallen. Der glückliche Gewinner iſt ein Schriftſetzerlehrling in 


der Buchdruckerei des Herrn Sam. Lucas. Der Vater des Lehrlings betreibt 


das Schuhmacher⸗Handwerk. N i 
Sagan, 20. Januar. [Zur Reichstags wahl.] Graf Bethuſy⸗Huc 


hat das Mandat für den Ereutzburg⸗Roſenberger Kreis angenommen und 
deshalb hier abgelehnt. Demnach, sit im hieſigen Wahlkreiſe eine Neupahlb 


nöthig, zu welcher von den verſchiedenen Parteien bereits Candidaten in Aus⸗ 
ſicht genommen find. Bei der am Sonnabend, Nachmittags 3 Uhr, im 
Seelenbinder'ſchen Locale abgehaltenen Verſammlung des liberalen Wahl⸗ 


r. Ludwig von Rönne als Candidat der liberalen Partei aufgeſtellt, 


ohnerachtet vom Königl. Landrath Herrn Freiherrn v. Zedlitz mitgetheilt: b 
aganz - 


wurde, daß in der Wahlverfanmlung der eonſervativen Wähler des 


Er 2 Vereins hierſelbſt wurde einſtimmig der im Poſener Wahlkreiſe unterlegene 1 
herbeigeeilte Sohn des Grafen fand ſeine Schweſter bereits als Leiche. Die D 11 95 | $ 0 


Sprottauer Wahlkreiſes nicht für Herrn v. Rönne geſtimmt, ſondern aa 


Candidaten Herr Legationsrath Aegidi und Canonicus Küntzer aufgeſtellt 


worden ſeien. — Die neue Wahl iſt durch Verfügung der Königl. Regierung 
vom 15. d. Mis. auf Montag, den 9. Februar d. J. feſtgeſetzt worden 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts-⸗ \ 


Sternwarte zu Breslau. 


Januar 20. 21. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. 
Luftdruck bei oOo 331751 332% 30 332/10 
Luftwärme en 6/5 69,7 + 4% 
Dunſtdruck e 3,05 2.1 88 24% 
Dunſtſättigunng 86 pCt. 80 pCt. 81 pCt. 
db SW. 1 W. W. 1 
Wetter trübe. trübe. trübe. 


* 


Berlin, 20. Januar. Wohl hatte ſich die Börſe von dem Eindruck des 


geſtern erwähnten Vorfalles erholt, nichtsdeſtoweniger zeigte aber der Ver⸗⸗ 
kehr nur eine ſehr geringe Zunahme und die bemerkbare Beſſerung bezog 
fich in der Hauptſache nur auf die allgemeine Tendenz. Unſere Börſe trug ; 
aber auch nicht von vornherein eine feſtere Stimmung, fie zeigte im Gegen⸗ 
tbeil anfänglich mehr Neigung, die geitrige Mattheit auch auf den heutigen 

ichtung bereitwillig und vollſtän⸗ 
dig auf, als von Frankfurt recht günſtige Depeſchen eintrafen. Eine nicht pi 
zu verkennende Stütze fand die Beſſerung in der lebhafteren Bewegung, die 


Verkehr zu übertragen, aber ſie gab dieſe 


heut auf dem Eiſenbahnactienmarkte eingetreten war. Die Rückgänge der 


vorigen Woche auf dieſem Gebiete hatten auf die Speculation anregend ge⸗ 


Mars. 


Breslau, 21. Jan. [Wafferſtand.J O. P. 4 M. 60 Em. UP. — M. 2 (m 
Eis ſttand. 


wirkt; man glaubt, daß die Baiſſe von einigen Procenten nicht ungenützt 3 


vorübergehen dürfte und bewirkte durch vielfache Speculationskäufe ſchon x 


ein Zurücktreten der aus Privatkreiſen ſtammenden Verkaufsordres. Sonſt 
bot aber auch das Geſammt⸗Geſchäft kein weiteres Intereſſe, 
Courſe behaupteten ſich leidlich feſt, wenigſtens blieben 
Coursreductionen vereinzelt und in engen Grenzen, 
jedoch ebenſowenig im Allgemeinen erzielt. Die internationalen Speculations⸗ 
papiere gingen nur ſehr ſchwach um und ſetzten im ungefähren Niveau ihrer 
geſtrigen Schlußcourſe ein. Lombarden ließen Anfangs nach, erholten ſich 


ſpäter jedoch wieder bis auf die Anfangsnotiz. Oeſterreichiſche Creditactien, 
ſowie Franzoſen erhöhten ihre Conrſe um ca. 1. Thlr. Oeſterreichiſche Neben? 


bahnen behaupteten ſich in guter Feſtigkeit, das Geſchäft darin blieb aber 
nur ſehr gering und hielten ſich daher auch die Courſe meiſt unverändert. 


Auswärtige Fonds zeigten zwar etwas mehr Leben bei recht feſter Haltung, i 


aber auch läßt ſich keineswegs ſagen, das Geſchäft habe überhaupt größeren 


Umfang erreicht. Oeſterreich. Renten gut zu laſſen. Loospapiere behauptet, 
Italiener feſt, franz. Rente unverändert, Türken etwas reger und anziehend, 


Amerikaner ſehr ruhig. Ruſſiſche Werthe feſt, Bahnen belebt und ſteigend, 


auch 1866er Prämien⸗Anleihe begehrt, 1864er Prämien⸗Anleihe dagegen ver⸗ 
nachläſſigt. Preußiſche Fonds feſt bei mäßigem Verkehr und wenig ver⸗ 
f Cöln⸗Mindener Prämien⸗ 
Antheile lebhaft. Prioritäten recht feſt, 4% % Preuß belebt, von 5% zeich⸗ 
neten ſich Crefeld⸗Kreis⸗Kempten, Halls⸗Sorauer und Stettiner durch 
regen Verkehr aus. Oeſterreichiſche Prioritäten ſtill, Ruſſiſche zwar gefragt, 
Auf dem Eiſenbahnactien⸗ 


änderten Courſen. Deutſche Fonds ſehr ſtill. 


doch wegen mangelnden Materials ebenfalls ſtill. N \ 
markte waren Rumänier ganz vorzugsweiſe belebt und fteigend, ſie wurden 


zu 37 a 38 ½ in beträchtlichen Summen umgeſetzt, auch die rheiniſch⸗weſt⸗ 


taschen ſchweren Bahndeviſen gingen ziemlich viel um bei ſteigender Notiz. 
Potsdamer glichen auch die jüngſte Coursreduction zum Theil wieder aus. 
Rheiniſche Lit. B. zogen unter lebhafter Nachfrage an. 
ferner Breſt⸗Grajewo. Nahebahn und Lüttich⸗Limburg recht beachtet. 


die Umſätze nur ſehr unbedeutend. Disconto⸗Commandit 165%. Propinzial⸗ 
Discont 83%, Braunſchweiger und Geraer Bank, ferner Geraer Credit 
begehrt und beſſer, Spielpagen in guter Frage, Rheiniſche Baukdeviſen 
aber ſehr matt, namentli ‚Aheinlar = 

genügende Aufnahme zu finden. Induſtrie Papiere ſehr ſtill, meiſt uns 
verändert. Pleßner nachgebend. Viehhof belebt, Omnibus begehrt, Münnich 


und Deutſche Stahlinduſtrie ſteigend. Dorkm. Union 81½, ultimo 80% 92 . 


—81, Laurahütte 172, ult. 171—172½— 172, Gelſenkirchen 128%. 
r ) 7 2 Ü (Bank U. H..) 
Berlin, 20. Januar. [roductenbericht.] Roggen etwas matter. 
Preiſe konnten geſtrigen erhöhten Standpunkt nicht behaupten. 


Schweizer Union, 
! Für 
Bank⸗Actien hatte ſich die Stimmung zwar auch beſeſtigt, doch blieben 


ch Bank für Rheinland ſtark offerirt, ohne 


die 
etwaige 
Avancen wurden Be 


en. Waare ders 
kaufte ſich ziemlich gut. — Roggenmehl ſehr ruhig. — Weizen eine Kleinig⸗ 
keit billiger erlaſſen. — Hafer loco kaum preishaltend, Termine matter. — 


Rüböl matt und wenig belebt. — Spiritus lebhaft und neuerdings merklich 7 


höher im Werthe. 


Weizen loco 72—92 Thlr. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, = Y 


gelber — Thlr. ab Bahn bez., feiner weißbunter poln. — Thlr. ab * 


bez., pr. December⸗Januar 86 Thlr. bez., Januar⸗Februar — Thlr. bez., pr. 


5 ; ol 883 1 7 5 . 
Februar⸗März — Thlr. bez., pr. April⸗Mai 884 —88%—88% Thlr. bez., 
pr. Mat- Junt 887 Thie, bei, pr. Jun Jul 8854 —% Able. ber, pr. 
Juli⸗Auguſt 86/86 Thlr. bez. neue Uſance per April⸗Mai 87% 


% Thlr. bez. — Gelündigt 7000 Ctur. Kündigungspreis 86% Thlr. 


Thlr. nach Duclität gefordert, ruſſi⸗ 


a 
Roggen pro 1000 Kilogr. loco 59—70 palclſcher 


ſcher 6061 Thlr. ab Bahn bez., beſſerer 62 —62 7 Thlr. bez., 


* 


21 Thlr. 12 Sgr. 


N 


ENT 
8 


5 6 ; Notiz ae 


7 8 4 


D Thlx. bez., inländiſcher 67—69 Thlr., expuiſiter — Thlr. ab und frei 
Bahn bez., per December⸗Jannar 63 Thlr. bez., pr. Jan.⸗FJebr. 63 62% Thlr. 
dez, or. Februar März — Thlr. bez., pr. Frühjabr 63% Thlr. bez., pr. Mai⸗ 
Juni 3% 63% Thlr. bez., pr.“ Junt⸗Jull 63—627% Thlr. ber, pr. Juli⸗ 
Auguſt — Thlr. bez. Gekündigt 4000 Etnr. Kündigungspreis 624 Thlr. — 
Geiſte loco 52—73 Thlr. nach Qualität gefordert. — Hafer pr. 1000 Kilogr. 
loco 50—60 Thlr. nach Qualität gefordert, ſchleſiſcher — Thlr. bez., böhmi⸗ 


iR ſcher 56—59 Thlr., galiziiher 50—55 Thlr. bez., oſtpreußiſcher 55—56 Thlr., 


weſtpreußiſcher 55—56 Thlr., pommerſcher 56—59 Thlr., uckermärker — 
Thlr. ab Bahn bez., per December Januar — Thlr. bez., per Januar⸗Fe⸗ 
bruar — Thlr. bez., pr. Februar⸗März — Thlr. bez., pr. Frühjahr 564 
—Y Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni 57 Thlr. Br., pr. Juni⸗Juli 57—57 , Thlr. 
bez. Gekündigt — Eine. Kündigungspreis — Thlr. — Erbſen: Kochwaare 
5966 Thlr., Futterwaare 33—58 Thlr. bez. — Weizenmehl Nr. 0 pro 
100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack 12—11% Thlr., Nr. 0 und 1 11—10½ 
Thlr. — Roggenmehl Nr. 0 10 — 97 Thlr., Nr. 0 und 1 9%—8% Thlr. 
— Roggenmehl Nr. 0 und 1: pr. Decemher⸗Januar 9 Thlr. 17,4—18 Sgr. 
bez, pr⸗ Januuar⸗FJebruar 9 Thlr. 17—16% Sgr. bez., pr. Februar⸗März 
9 Thlr. 15%—15 Sgr. bez., pr. März⸗April 9 Thlr. 15 —15 Sgr. bez., 
pr. April⸗Mai 9 Thlr. 15—15%½ Sgr. bez., Mai⸗Juni 9 Thlr. 14—14% 
Sgr. bez. Gekündigt 500 Eine. Kündigungspreis 9% Thlr. — Oelſaaten: 
Naps — Thlr., Rübſen — Thlr. — Rüböl per 100 Kilo netto loco ohne 
aß 1914 Ihle. bez., mit Faß 20 Thlr. bez., per December⸗Januar ohne 
Faß 19 ½ Thlr. bez., pr. Januar⸗Februar 19% Thlr. bez., pr. Februar⸗ 
März 19% Thlr. bez., März⸗April — Thlr. bez., pr. April⸗Mai 20% — 207 
Thlr. bez., 95 Mai⸗Juni 20% Thlr. bez., pr. September⸗October 21% 
; Tblr. bez. Gekündigt 100 Ctnr. Kündigungspreis 19% Thlr. — Leinbl 
loco 24 Thlr. — Petroleum per 100 Kilo incl. Faß loco 9% Thlr. bez., pr. 
Diecember⸗Januar 9/9 —9 , Thlr. bez., 115 Januar⸗Februar IK — 94 
Doi Thlr. bez., pr. Februar⸗März IX Thlr. bez., April⸗Mai 9% Thlr. bez., 
Mai⸗Juni — Thlr. bez., pr. September⸗October 10% Thlr. bez. Gekün⸗ 
digt 400 Barrels. Kündigungspreis 9% Thlr. 
Spiritus pr. 10,000 pCt. loco „ohne Faß“ 21 Thlr. 14 Sgr. bez. „mit 
Faß“ — Thlr. — Sgr. bez., pr. December⸗Januar 21 Thlr. 12—13 Sgr. 


bez., pr. Januar⸗Februar 21 Thlr. 12—13 Sgr. bez., pr. Februar⸗März 21 


Thlr. 1416 Sgr. bez., März⸗April — Thlr. — Sgr. bez., pr. April⸗Mai 
21 Thlr. 21—26 Sgr. bez., pr. Mai⸗Juni 21 Thlr. 25 Sgr. bis 21 Thlr. 
28 Sgr. bez., pr. Juni⸗Juli 21 Thlr. 6—10—11—10 Sgr. bez., pr. Juli⸗ 
Auguſt 22 Thlr. 12—17 Sgr. bez. Gekündigk 1000 Liter. Kündigungspreis 


5 Fraukfurt a. M., 20. Januar. [In der geſtrigen Verſamm⸗ 
lung von Bonds⸗Inhabern!] der Kanſas⸗Bahn wurden die Vorſchläge 

des Comite's, welche auf Fundirung einer Anzahl von Coupons hinaus⸗ 
liefen, nicht angenommen, ſondern das Comite damit beauftragt, weitere Ver⸗ 


handlungen mit dem Bevollmächtigten der Kanſas⸗Bahn, Carr, einzuleiten, 


um größere Conceſſionen ſeitens der Inhaber der ſchwebenden Schuld 
u erzielen. 5 

Wien, 20. Januar. [Die Einnahmen der Eliſabeth⸗Weſtbahn! 
betrugen in der Woche vom 8. bis 15. Januar 162,663 Fl., mithin gegen 
die entſprechende Woche des Vorjahres eine Mehreinnahme von 3353 Fl. — 
Wocheneinnahme der Linie Neumarkt⸗Braungu⸗Simbach 10,955 Fl., Mehr: 
einnahme 2134 Fl. — Wocheneinnahme der Linie Salzburg⸗Hallein 1390 Fl., 


Mehreinnahme 366 Fl. — Wocheneinnahme der Linie Wien⸗Kaiſerebersdorf 
1286 Fl., Mehreinnahme 869 Fl. 


Breslau, 21. Jan., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 


Stimmung im Allgemeinen feſter, bei mäßigen Zufuhren und unveränderten 


reiſen. 
9 10 eizen hohe Forderungen erſchwerten den Umſatz, pr. 100 Kilogr. ſchle⸗ 
ſiſcher weißer 7% bis 8% Thlr., gelber 7% bis 8% Thlr., feinſte Sorte 
über Notiz bezahlt. . : ; 
® Roggen feine Qualitäten gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 6% bis 6%, 
Thlr., feinſte Sorte 7% Thlr. bezahlt. l 
5 een pr. 100 Kilogr. 6% bis 6% Thlr., weiße 7 bis 7% 
r. bezahlt. N 
= 5 1 55 behauptet, pr. 100 Kilogr. 5% bis 5% Thlr., feinſte Sorte über 
Erbien ſtark offerirt, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6% Thlr. 
Wicken angeboten, pr. 100 Kilogr. 4% bis 5% Thlr. 
Lupinen ſehr feſt, pr. 100 Kilogr. gelbe 4% bis 5 Thlr., blaue 
4% bis 4% Thlr. 9 3 ’ 
Bohnen offerirt, pr. 100 Kilogr. 67, bis 6% Thlr. 
8 Mais vernachläſſigt, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6%, Thlr. 
. 89 anden nn - 
ag: aglein ſehr feſt. 8 
8 a Per 100 Kilogramm netto 5 a Sgr., Pf. 


Schlag⸗Leinſaat. 7 12 6 8 9 — — 
Winter⸗Raps . 7 7 6 7 28 7 27 68 
Winter⸗Rübſen. 7 2 6 7 10 — 7 6 
Sommer⸗Rübſen 7 2 6 7 15 — 88 
Leindotter 63927 8 7 10 — 7 25 — 


Rapskuchen matt, ſchleſiſche 70—73 Sgr per 100 Kilogr. 
Leinkuchen ſehr ſeſt, ſchleſiſche 100100 Sgr. per 50 Kilogr. 
5 Rleefaat feine Qualitäten gut verkäuflich, rothe neue 13—15% Thlt. 
ir r., weiße jähr. 12—16—18 Thlr. pr. 50 Kilogr., hochfeine über 
tiz bezahlt. 8 

Thymothee gut gefragt, 87 —11½ Thlr. pr. 50 Kilog. 
K a 0 fie In 5 50 Alen 23 Sgr. bie ı Thlr. vr. 4 Sar. 


f Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 20. Jan., Abends. In den nächſten Herrenhausſitzungen 
bringt die Regierung einen Geſetzentwurf ein, betreffend die Wahrung 
der Rechte der Pfandbriefsbeſitzer, betreffend die Anlegung von Eiſen⸗ 
bahnbüchern, betreffend die Wirkung der an eine Eiſenbahn einge: 
räumten Hypothekarrechte und Sicherung der Rechte von Eiſenbahn⸗ 
Prioritätsobligationen. 
Wien, 20. Jan., Abends. In der morgenden Reichstagsſitzung 
bringt die Regierung die Geſetzvorlagen ein betreffs der vollſtändigen 
Aufhebung des Concordates und der Regelung der äußeren Rechts⸗ 
verhältniſſe der katholiſchen Kirche, bezüglich der Kirchenämter und 
Pfründen, der Ausübung der kirchlichen Amtsgewalt und Seelſorge 
bezüglich der katholiſchen theologiſchen Fakultäten, der Heranbildung 
der Candidaten des geiſtlichen Standes, bezüglich der kirchlichen Cor⸗ 
porationen, des kirchlichen Vermögensrechtes, Staatsaufſicht über die 
Kirchenverwaltung und der geſetzlichen Anerkennung von Religions- 
genoſſenſchaften. ü : 
Verſailles, 20. Januar, Abends. National⸗Verſammlung. Des 
cazes verlangt die Vertagung der auf der Tagesordnung ſtehenden 
Interpellation du Temple's wegen Beſetzung des italieniſchen Geſandt⸗ 
ſchaftspoſten und erklärt: Nichts rechtfertigt die Erregung der letzten 
Tage; keine Mißhelligkeit ſtörte die guten Beziehungen zu Italien; 
ich erkläre dies unter ausdrücklicher Zuſtimmung Mac Mahons. Unſere 
Politik beſteht darin, den Papſt mit Ehrerbietung und Fürſorge um⸗ 
geben, letztere auch auf feine geistliche Autorität und Unabhängigkeit 
auszudehnen. Unſere Politik beſteht auch darin, mit Italien, wie 
es die Umſtände ſchufen, aufrichtige Beziehungen eines guten Einver⸗ 
nehmens und Freundſchaft zu unterhalten. 5 
Unſere Politik gegen andere Mächte iſt dieſelbe; wir wollen den 
Frieden mit ganz Europa und werden allen Conflicten und Mißver⸗ 
ſtändniſſen vorbeugen und uns bemühen, alle Aufreizungen, von welcher 
Seite ſie auch kommen, zu unterdrücken. Eine abenteuerliche Politik 
würde Frankreichs Würde gefährden, und nur zu Acten der Schwäche 
und Tollheit führen. Die Verſammlung beſeitigt die vom Antragſteller 
aufrechterhaltene Interpellation durch die Annahme der Vorfrage und 
nahm darauf das Mairesgeſetz mit 367 gegen 524 Stimmen an. 


Bern, 20. Jan. Der Bundesrath hat die Einladungen zu dem 


internationalen Poſteongreſſe erlaſſen, welcher, nachdem Nußland ſeine 
Thrilnahme an demſelben zugeſagt hat, nunmehr am 15. September 
d. J. hier zuſammentreten ſoll. Das Budget der internationalen 


86,500 Fres. vom Bundesrathe genehmigt worden. 


Türkische Anleihe 
Ung.5% St.-Eisenb. Anl. 5 
Schwedische 10 Thlr. Loose 

Finnische 10 Thlr. Loose 10½ bzG. 


Berliner Börse vom 20. Januar ac«.... 
Wechsel-Course. 8 
do, do, 23.4 


Auysburg 106 FL 
Frankf.. H. 106 Fl. 
Leipzig 100 Thlr. 
London 1 Lat... 
Paris 300 Fres. . 
Pstersburg!26SR, 
Warschau 90 SR. 
Wien 150 Fl. 
do. do, 


8 05 09 c. g fe e 
F 


Fonds- und Seid - Course. 


Freiw. Staats- Anleihe 
Staats-Aul. 4½ Hoige 

do. consolid. 

do. 4% ige. 
Staats-Schuldscheine . 
Prän.-Anleihe v. 1855 
Berliner Stadt-Oblig. 


Pommersche 
Posensche 
Schlesisches. 
Kur- u. Neumark. 
Pommersche 
Pose nsch 
1 


ntenbrieie, Plaudbr, 


© 
M\ Schlesische .... 
Badische Prüm.-Anl, . 
Baierische 3% Anleihe 
Cöln-Mind.Prämiensch. 


Kurh. 40 Thlr.-Loose 694, &. 
Badische 5 Fl. Loose 39 ba 
Braunschw. Präm.-Anl, 22%, bzG, 
Oldenburger Loose 37½ B. 


Louisd'or 110%b2G.!Dollars 1.11%, G. 
Sovereigns 6.2116 bz |Frmd. Bkn 994), bB 
Napoleons5. 16% b: Oest. BKn. 85%, bz 
Imperlals — — Russ, kn, 01 ½ bz. 
—— 
Hypotheken- Certificate. 
Kündbr. Cent.-Bod.-Cr. 


Unkünd. do, (1872 
do. rückbz, à 11 
de. do. do. 

Unk.H.d,Pr.Bd.-Crd,-B, 
do. III. Em, do 

Kündb.Hyp.-Schnld,do, 


Hyp.Anth.Nord-G,.-0.B.! 


Pomm. IIypoth-Brieſe 
Goth. Präm.-Pf. I. Em. 

do. do. II. Em. 
Meininger Präm,-Pidb. 
Oest. Silberpfandbr... 


do. Hyp. Crd.-Pfndb./5½ 
Unkb. Pfd. d. Pr.-IIyp.-B. 4% 


Pfdb. d. Oest.Bd.-Cr.-Gs. 
Südd. Bod.-Cred.-Pfdb. 
Wiener Süberpfandbr. 


Ausländische Fonds. 
Oest. Süberrente . 44% 65% stbzB, 


do. Papierrente 
do. Lott.-Anl. v. 68. 
40. Bier Präm.-Anl.. 
de, Credit-Loose .. 
do. Ser Lose 
Russ. Präm.-Anl. v. 61 
do. do. 1866 
do. Bed.-Cred.-Pfäb.. 
Russ.-Pol. Schatz-Obl. 
Poin, Pfandbr. III. Em. 
Poln, Liguid,-Pfandbr. 
Amerik. 6% Anl, p. 1882 

do. do, 2.15% 

do. 50, Anleihe... 
Französische Rente 
Ital. neue 80% Anleihe 
Ital. Tabak-Oblig. . +. 
Baab-Graser leg Thlr. L. 
Rumänische Anleihe 


Elsenbahn-Prloritäts- Agtieu. 


do. III. v. St. 3½ g. 
. e 


do Nordbahn|d 


Berlin-Görlitz leiten 


5 


do. do. 8.4% B. 
de. de, H. 4½ — 


Cöln-Minden . . III. 
do. 


2222 00.1418 101% 0. 
do. e 0 


do. 1 
Halle-Sorau- Guben 


Hannover-Altenbeken. 


Märkisch-Posener .... 


NiederschL-Märkische,|4 


do, do. 111.4 

do. do. AV. 
Oberschles. 4. 4 

do. 5 30 


do Dissen, 4 
de, K. 

de, Hoss 
do. Er 
do. E 
do. 


de, Brieg Neisge. 


Cosel-Oderb. (Wüh.) 
do. 0 


do. do, II. Em. A 
do. 40. III. Em. 4 
Ndrschl. Zwgb. Lit. C. 5 
do. do, do. D. 5 


Ostpreuss. Südbahn 
Rechte-Oder-Ufer-B. 
Schlesw. Eisenbahn 


Chemnitz-Komotau * 


Dux-Bodenbuch . . .D 


Dann sa 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn. 


do. do. neue. b 


Kaschau- Oderberg 
Ung. Nordostbahn 
Ung. Ostbahn 


Lemberg: Czernewita 
do. do. IL 
do. do. UI. o 


Mährische Grenzbahn. 


Mähr,-Schl.Centralbhn.|5 
Kronpr. Rudolph-Bahnö 


Oesterr,-Französische . 


do. de. neuel3 
do. sidl. Staatsbahn 
do. nene 3 
de. Obligationen. 


Warschau-Wien II. A 


Bank-Discont 4 pr. Ot. 
Lombard-Zinsfuss ö pr. Gt. 


Goldküſte, welche bis zum 3. Januar reichen, t 
: Vorrücken begriffen und ſollten am 15. den Prah⸗Fluß überſchreite 
Telegraphen⸗Verwaltung iſt mit einem Ausgabe ⸗Ueberſchuſſe von Die unter dem Commando des Oberſten Glover ſtehende Abtheilung 
ſetzte ebenfalls in Gemäßheit der Inſtructionen des Generals Wolſeley 


Berg.- Märkische. 


Berl.-Potsd. Magd. 
„ Berlin-Stettin . 12 


6 Berlinern a 


..4 
Westfäl, u. Khein, 
Sächsische 4 


role 


CI 9 e Y Y = 


e e | 8. 


—ͤ— 22 * 


de. von 1873. 


alralh jeßte heute die Berathung 


Bern, 20. Jan. 


ton 
über die Reviſion der Bundesverfaſſung fort und ertheilte der vom 
Ständerathe beſchloſſenen Faſſung des vom Unterrichtsweſen handeln⸗ 
den Art. 25 in allen weſentlichen Punkten ſeine Zuſtimmung. 
London, 20. Jan. Nach den vorliegenden Meldungen von der 


isenbann-Stamm-Aotlen. 
Di vid. prof 1872 . 


Aachen-Mastricht.] 1 


Berlin-Axhalt, . . 

do. Dresden 
Berlin-Görlitz .. 
Berlin-Hamburg . 
Berl. Nordbahn 


Böhm. Westbahn. 5 
Breslau-Freib. 


do. neue 
Cöln- Minden 97¼9 
do. nene 6 


Cuxhar. Eisenb. 
Dux-BodenbachB, 
Gal.Carl-Ludw.B. 
Halle-Sorau-Gub, 
Hannover-Altenb 
Raschan-Oderhrg. 
Kronpr.Rudolplib, 
Ludwigsh.-Bexb,. 
Märk.-Posener .. 
Magdeb.-Halberst. 
Magdeb.-Leipzig 
do, Lit. B. 
Mainz-Ludwigsit.. 
Niederschl.- Märk. 
Oberschl. 4. D. C. 
de. N 
do, neue 
Oester.-Fr. St.-. 
Oest. Nordwestb.. 
Oester. südl. St.-B. 
Ostpreuss. Südb. 
Rechte -U.-Bahn 
Beichenberg-Pard 
Rheinische... 
Rhein-Nahe-Balın 


Rumän. Bisenblin. 
Schweiz Westblin, 
Stargard-Posener. 
Thüringer 
Warschau-Wien 10 


be; N 8 —.— — Be 
Eisenhaln - Stamm - Prioritäts - Äotien, 
; Berlin-Görlitzer 8 


Berlin. Nordbahn 5 
Breslau Warschau 5 
Halle-Sorau-Gnb..| ® 
Hannover-Altenb.! 6 
Kohifurt Faikeub.i 5 
Märkisch-Posener| ® 
Magdeb,-Halberst,) 3 

do, Lit, C. 5 


AugloDeutscheBk 
Ailg.Deut.Hand.G| 9% 
Berliner Bank .|14 
Berl. Bankverein. 18 


Berl. Kasgen-Vor 203/16 


Berl. Handels- es. 1265 
Bexl.Lomb.-Bunk. 11 
Berl. Makler-Bank Ii 
Berl. Prod.-Makl. B 84% 
Berl. Wechslerbk.| 0 
Braunschw. Bank.] 3% 
Bresl. Dise.-Bank 
Friedentilalu. Co. 10 
Brosl. Händels-G.| 9 
Brez!.Maklorbank 30 
Breal. Mkl.-Ver. B.] 7 
Br. Pr.-Wechgl.-B. 12 
Bresl. Wechslerb. 12 
Oentralb. f. Genos. 14 
Coburg. Cred.-Bk. 7“ 
Danziger Priv. Ek. 7 
Darmst. Oreditbk. 15 
Darmst. Zottelbk. 7 
Dessas er — 
Deutsche Bank 8 
Deutsche Unionsb.] 9% 
Disc.-Com.-A .. 27 
Genossenseb.-Buk 10 
do. junge — 
Gb. Schuster u. C. 10 
Görlitzer Ver.-BRk. 10 
Soth. Grundered- B 9:5 
Hamb.Nordd.Bnk.\13% 
do. Tereius-B. 133, 
Kanıev. do. 62—⁵ 
do. Dise.-Ek. 5 
Hescische Bank 6% 
Künigsb. do. 8 
Ldw. B.Kwileski| — 
Leip. Cred.-Bank. 15 
Luxemburger do. 12 
Magdeburger do. | 5% 
Meininger do. 12 
Moldausrids. Bk. 4 
Närachl. Cassenv. 15 
Nordd.Grauder.B. 113%, 
Oberlaukitzer BK. 8/1 
Oest. Ursk.-Actien] 15% 
Ostdeutsche Bank| 3 
Ostd.Produet,-bBk.| 815 
Posener Bank . .| 6% 
Pos.Pr.-Wechal.B.| 8 
Preuss., Bank-Adt. 13% 
Pr. BU d. Cr.-Act. B 15 
Pr, Cent-Bod.- Cr 9% 
Pr. Credit-Anstalt.24 
Prev. Wechs»l.-Bk, Ti 
Sächs. B. 60% J. 812 
Sächs. Cred.-BaukſI3 
Schles. Rank-Var. 14 
Schl. Centralbsuk| 13 
Schl. Vereinsbank 9 
Thüringer Bank 14 
Ver.-Bk. Quistorp|in 
Weimar. Bank 8 
Wiener Uxionbk.| 5 


Baugess. Plessner. 14 
Berl Eisenb.- Bd, 4 1½ 
D. Eisenbahnb-G.) 0 
do, Reicha-uCo.-E. 11 
Märk. Sch. Mach. G.] 0 
Nordd.Papierfabr.| 8 
Westend, Com.-G. 17 


Pr. Hyp.-Vors.-Act. 16% 
ee 17 


Donnersmarkhüt — 
Rönigs- u. Laurah. 29 
Lauchhammer 9 
Marienhütte 14 
Hiner ve = 
Moritshütte ....| — 
OSehl.Eisenwerk.|il 
Redenhütte . 10 
Schl.Kohlenwerk.) 9 
Schles.Zinkh.-Act.| 8 
do. St,-Pr.-Aet.| 8 
Tarnowitz. Bergb. 20 
Verwärtshütte 8 
Baltischer Lloyd.] 0 
Bregl. Bierbrauer.“ — 
Bresl, E.-Wagenb. 15 
de. vor. Oelfabr. 


Erdm. Spinnerei.) 9 
Görlitz, Eisenb.-B. 0 
Hoifm’s Wag.-Fab.] 6 
O. Schl. Eisenb.-B.|14 
Schles. Leinenind.| 9 
8. Act. Br.(Scholiz)| — 
de, Porzellan .| 7 

Schl. Tuchfabrikk — 
do. Wagenb.-Angt.] 9 

Schl. Wellw.-Fabr. 10 


ſ ihren Marſch in das Innere fort. Der Gefundheiisgufland der Trup⸗ 
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Der Vorſtand 9 
und die Mitglieder der Landſchul⸗ 


wagen an en im mpfiehlt Sr Kaßſel in Dpveln. 


x 


pen war der beſte. — Aus Bengaien wird gemeldet, daß die Regie⸗ 
rung die größten Anſtrengungen macht, um der drohenden Hungers⸗ 
noth vorzubeugen. 


Waſhington, 19. Januar. Morriſon Waite iſt zum Oberrichter i 
am oberſten Gerichtshofe ernannt worden. £ 


Telegraphiſche Esurfe und Börſennachrichten. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) Br 

Frankfurt a. M., 20. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
courſe.] Londoner Wechſel 118. Pariſer 5 33%. Wiener 10 102 
Franzoſen!) 345. Heſſ. Ludwigsb. 146%. Böhm. Weſtbahn 22744. Lom⸗ 
barben*) 165. Galizier 236. Cliſabethbahn 228. Nordweſtbahn 200%. 
Elbthalbahn —. do. Prioritäten —. Oregon 197. Ereditactien ) 247%. - 
Ruſſ. Bodencredit 86%. Ruſſen 1872 93%. Silberrente 655%. Papierrente 
61%. 1860er Looſe 94%. 1864er Looſe 148½. Ungarlooſe — Naab⸗ 
Grazer 79. Amerikaner de 1882 98%. Darmſtädter Bankverein 337%. 
Deutſch⸗öſterr. 87%. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 33%. Brüffeler Bank 101%. 
Berl. Bankberein 85%. Frankf. Bankverein 89%. do. Wechslerbant 83. 
Nationalbank 1016. Meininger Bank 110%. Hahn Cffectenbant117%. Con⸗ 
tinental —. Südd. Immiobilien⸗Geſellſchaftf —. Hibernig 98. Iss 4er 
Looſe —. Schiff ſche Bank —. Oberheſſen 76%. Rockford 21%. 

6% ungariſche Schatzanweifungen 37%. 

Feſt, beſonders Creditactien, Franzoſen animirt und höher, Lombo den 
Jene f behauptet, theilweiſe beſſer, Banken offerirt, meiſt nachgebend. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 247%. Franzoſen 345%. Lom⸗ 
barden 165%. Gilberrente —. Animirt. Au Franzoſ 5 

*) per medio reſp. per ultimo. 

Frankfurt a. M., 20. Januar, Abends. [Effekten ⸗ Societät] 
Creditactien 248, Franzoſen 346, Galizier 236, Lombarden 165%, Silberrente 
65%, Bankactien 1016, Böhmiſche Weſtbahn 22777, Eliſabethbahn 226% & 
225%, 1860er Looſe —, Amerikaner —, Propinzial⸗Disconto⸗Geſellſchaft — 
Speculationswerthe 5 feſt. 

Hamburg, 20. Januar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
Staats⸗Präm.⸗ Anleihe 105. Silberkeute 65½. Oeſterreich. Ereditactien 
2124. dio. 1860er Looſe 94%. Nordweſibahn —. Franzoſen 742. 
Lombarden 354. Italieniſche Rente —. Vereinsbank 120%. Laura⸗ 

ütte 17214. Commerzbank 94%. dto. II. Emil. —. Norddeutſche Bank 140%. 

Provinzial Disconto⸗ Bank —. Anglo⸗deutſche Bank 65. dio. neue 

78. Däniſche Landmaunbank —. Dortmunder Union 81. Wiener Union⸗ 

bank —. 64er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe —. 66er Auf. Prämien⸗Anleihe —. 

Amerikaner de 1882 93% Köln⸗M.⸗St.⸗Actien 133%. Rhein. Eiſenbahn⸗ 

Bi 137%. Bergiſch⸗Märkiſche 99. Disconto 3% pCt. — 
uſtig. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 07 Br., 20, 01 Gd., London kurz 
20, 24 Br., 20, 16 Gd., Amſterdam 168, 50 Br., 167, 70 Gd., Wien 175, 
25 Br., 173, 25 Gd., Paris 79, 15 Br., 78, 75 Gd., Petersburger Wechſel 
270, 00 Br., 268, 60 Gd., Frankfurt a. M. 170, 00, Br., 169, 40 Gd. 

Hamburg, 20. Jan. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen loco 
preishaltend, beide auf auf Termine ruhig. Weizen pr. 126pfb. pr. 
Jan. pr. 1000 Kilo netto 245 Br., 244 Gd., pr. Jan.⸗Febr. pr. 1000 Kilo netto 
245 Br., 244 Gd., pr. Febr.⸗März pr. 1000 Kilo netto 246 Br., 245 Gd., pr. 
April⸗Mai pr. 1000 Kilo netto 267 Br., 285 Gd. — Roggen pr. Jan. 1008 
Kilo netto 195 Br., 194 Gd., pr. Januar⸗Februar 1000 Kilo netto 195 Br., 
193 Go., pr. Febr.⸗März 1000 Kilo netto 195 Br., 193 Gd., pr. April⸗Mai 
1000 Kilo netts 194 Br., 193 Gd. — Hafer etwas höher. Gerſte ruhig. Rüböl 
ſtill, loco u. pr. Jan. 62¼, pr. Mai pr. 200 Pfd. 64. Spiritus ruhig, pr. Ja⸗ 
nuar 53%, pr. Februar⸗März u. pr. April⸗Mai per 100 Liter 100% 54 
Kaffee feſt, geringer Umſatz. Petroleum ſtill, Standard white loco 12, 80 
Br., 12, 60 Gd., pr. Januar 12, 60 Gd., pr. Januar⸗März 12, 70 Gd. 
— Wetter: Regneriſch. S 
Hamburg, 20. Jannar. [Abendbörſe.] 8 Uhr 30 Min. Deiterr- 
Silberrente 65%. Amerikaner 93%. Italiener —, Lombarden 355, 50. 
Oeſterr. Credit⸗Actien 212, 25. Oeſterr. Staatsbahn 741, —. Oeſterr. 
Nordweſth. 430, —. Anglo⸗Deutſche Bank —. junge —. Hamb. Commerz⸗ 
u. Disc.⸗Bank —. Rhein. Eiſenb.⸗St.⸗Actien 137, 50. Verg.⸗Märk. 98½. 
Köln⸗Mindener 138, 25. Laurahütte 172, 75. Dortmunder Union 81%. 
Norddeutſche —, —. Geſchäftslos. e 

Liverpool, 20. Januar, Vormittags. g. Lene nd (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 30,000 B., das 
von 21,000 B. amerikaniſche. 

Liverpool, 20. Januar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 10,000 B., davon für Speculation und Export 2000 Ballen. — 
Ruhig, ſtetig. Schwimmende unverändert. 

Middl. Orleans 8%, middl. amerikaniſche 8%, fair Dhollerah 5%, 
middl. fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 4%, 
fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Domra 5%, good fair Oomra 
6%, fair Madras 5%, fair Pernam 8%, fair Smyrna 7, fair Egyptian 94. 

Upland nicht unter good ordinary Decbr.⸗Verſchiffung 8, Mai⸗Juni⸗ 
Lieferung 8, nicht unter low middling Mai⸗Juni⸗Lieferung 8% D. 

Mancheſter, 20. Januar, Nachmittags. 12r Water Armitage 8%, Tr 
Water Taylor 10%, 20r Miu icholls 12%, 30r Water Gidlow 14%, 30r 
Water Clayton 14%, 40r Mule Mayoll 13, 40r Medio Wiltinfon 14%, 36x 
Warpcops Qualität Rowland 13%, 40r Double Weſton 14%, 60r Double 
Weſton 17%, Printers %% %% 8 pfd. 123. Mäßiges Geſchäft. Preiſe feſt. 

etersburg, 20. Januar, Nachmittags 5 Uhr. [(Schlußcourſe.] 
Wechſel London 3 Mt. 32%. do. Hamburg 3 Mt. 276. do. Amſterdam 
3 Mt. 162%. do. Paris 3 Mt. 345. 18b4er Prämien⸗Anleihe (geſtplt.) 
Rafe 1668er Prämien⸗Anleihe (geſtplt.) 163. mperials 6, 06. Große 
55 ſiſche Eiſenbahn 143%. Internationale Bahn L Emiſſion —. do. II. 

miſſion —. 5 

Petersburg, 20. Januar, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 45% ‚per Auguſt 46%. Weizen pr. Mai 14%. Roggen loco 7,80, per Mai 
8%. Hafer per Mai⸗Juni 5, 00. Hanf per Juni 35. Leinſaat (9 Pud) 
pr. Mai 14%. Wetter: —. i { > 

Königsberg, 20. Januar, Nachmittag. [Getreidemarkt] Weizen 
unverändert. Roggen feſt, loco 121/122 Pfd. 2000 Pfd. Zollgew. 60%, 
pr. Januar 57, pr. Frühjahr und pr. Mai⸗Juni 57% Thlr. Gerſte be⸗ 

ehrt. Hafer ſtill, Loco pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 50%, pr. Frühj. 48 Thlr. 

eiße Erbſen pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 55% 1105 Spiritus per 100 Liter 
100 PCt. loco 20%, pr. Januar 2056, pr. Frühjahr 21% Thlr. Wetter: 


ön. £ 

Danzig, 20. Januar, Nachm. 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen 
ruhig, bunter pr. 2000, Pfund Zollgew. 84, hellbunter 86 —, had) 
bunter und glaſig 88—91, 126pfd. pr. Januar 87%, pr. Frühjahr 87% 
Thlr. Roggen feit, 120pfd. loco pr. 2000 Pfd. Zollgew. inländ. 62%, 
pr. Januar 60, pr. Frühjahr 61 Thlr. Kleine Gerſte 19 2000 Pfund 
V0 ewicht 55—58, große Gerſte pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 59—62 Thlr. 

9 Koch⸗Erbſen pr. 2000 Pfd. Zollgew. loco 52—54, do. Futter⸗Erb⸗ 
ſen pr. 2000 5 Zollgew. 49—51 Thlr. Hafer pr. 2000 1105 Zollge⸗ 
wicht loco 514 Thlr. — Spiritus pr. 100 Liter 100% loco 19% Thlr. 


Liverpool, 20. Januar. [Getreidemarkt.] Weizen 1—2, Mehl 
6 D. niedriger, Mais 1½ Sh. höher. 8 . } 
Antwerpen, 20. Januar, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreide markt.] 
(Schlußbericht.) Weizen unverändert. Roggen ftetig, Odeſſa 24%. Hafer 
ruhig, ſchwediſcher 24. Gerſte ſteigend. . 55 
Amſterdam, 20. Januar, Nachm. 4 Uhr 30Min. [Getreidemarkt. 
e Weizen pr. März 393, pr. Mai 390. Rogen pr. März 
274. 


— Wetter: Schön: 
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dress age von 

B. Persicaner 

in Myslowiz B 


Andenken bewahren. 
Breslau, den 20. Januar 1874. 

bat wieder eine friſche Sendung Be. 
von hochfeinem Aſtrachaner Me 
Caviar in 1⸗Pfund⸗, 2⸗Pfſund⸗ Bi 
5⸗Pfund⸗ und 10⸗Pfund⸗Fäß chen 
erhalten und verſendet gegen 
Nachnahme das Brutto⸗Pfund 
für 40 Sgr. [1608] (P. 2163) ® 


D AR 


ynagoge. 


Thomas“ Ges.-V. 


Morgen, Donnerstag, Abend 6 Uhr: 
Probe für Sopran und Alt. 


Beſte Rectificirkohle 


f 1. Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 7 
Druck bon Graß, Barih u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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